
meinde Welver Welver, den 29.05.2020
- DER BÜRGERMEISTER -

Damenund Herren

des Rates

der Gemeinde WELVER

Sehr geehrte Damenund Herren,

zur 50, Sitzung (Sondersitzung) des Rates der Gemeinde WELVER,
die am

Mittwoch, dem 10.Juni.2020
17:00 Uhr,

in der Schützenhalle Scheidingen,
Schützenstraße 2, 59514 Welver

stattfindet, lade ich herzlich ein.

Tagesordnung

ffentliche Sitzung

1 Einwohnerfragestunde gemäß $ 18 GeschO
- begrenzt auf 15 Minuten —

2. Anschluss der Ortsteile Berwicke und Stocklarn sowie Einecke und Klotingenan die
öffentliche Kanalisation
hier: 1. Sachstandsbericht

2. Beantragung von Fördermitteln
3. Änderung der Entwässerungssatzung
4. EU-weite Ausschreibung von Ingenieurleistungen der Ausführungsphase
5. Unterstützung durch die Kommunalagentur NRW

 

3. Sachstand zur Umsetzung der Investitionen des Jahres 2020 und der übertragenen
Investitionen aus 2018
hier: Antrag der CDU-Fraktion, hier eingegangen am 28.05.2020, ‚Investitionen

in die Gemeinde Welver beschleunigen, um Arbeit und Beschäftigung
zu sichern!*



4. Anfragen Mitteilungen

B. NichtöffentlicheSitzung

1. Anfragen / Mitteilungen

Mit freundlichen Grüßen

sehmarnere

Damen und Herren desRates

Bauer, Braun, Buschulte, Daube, Fahle, Flöing, Haggenmüller, Holota, Irmer, Jäschke, Kom,
Kosche, Loeser, Lutter, Philjpper, Plaßmann, Römer, Rohe, Schulte, Starb, Stehling,
Stelmach, Supe, Wagener, Wiemer und Wintgen
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Anschluss derOrtsteile Berwicke und Stocklarn sowie Einecke und Klotingen

an die öffentliche Kanalisation

hier: 1.) Sachstandsbericht
2.) Beantragung von Fördermitteln
3.) Änderung der Entwässerungssatzung
4.) EU-weite Ausschreibung vonIngenieurleistungen der

‚Ausführungsphase
5.) Unterstützung durch

 

Kommunalagentur NRW

Sachdarstellung zur Sitzung am: 04.03.2020

Zu 1.) Sachstandsbericht

Für die in Rede stehendenOrtsteile werden zurzeit die Entwurfs- und Genehmigungsplanun-
gen aufgestellt. Für die Ortsteile Einecke und Klotingenführt diese Arbeiten die M+O Rhein-
RuhrIngenieurgesellschaft für das Bauwesen mbH, Dortmund, durch. Mit den Arbeiten für die
Ortsteile Berwicke und Stocklarn ist das Ingenieurbüro Fischer GmbH, Dortmund, neauftragt
worden. Die Netzplanung in denOrtsteilen sowie die Verbindungstrassen zu den Übergabe-
punktenin Borgeln sind bereits projektiert. In diesem Zusammenhang wurden die betroffenen
Anlieger für die Bestimmung des Übergabepunktes der Hausanschlussleitung auf dem Grund-
stück beteiligt. Die hydraulischen Berechnungen der Leitungsdimensionen sowie die Leis-
tungsbemessung der erforderlichen Pumpstationen liegen mittlerweile vor. Das Ergebnis
wurde mit dem Lippeverband als Betreiber derbetroffenenKläranlage Soast abgestimmt. Die
geplantenLeitungstrassen konnten bereits den Baulastträgen der klassifizierten Straßen vor-
gestellt werden.Mit der Unteren Wasserbehörde sind die erforderlichen Gewässerkreuzungen
erörtert worden. Fürdie projektierten Leitungstrassen werden in Kürze die erforderlichen Bau-
grunduntersuchungenin Angriff genommen. Auf Grundlage der Ergebnisseder Baugrundun-
tersuchung kann dann die Kostenberechnung zum Entwurf aufgestellt werden. Im Anschluss
daran wird die Planung dem Rat zur Beschlussfassung vorgestellt



Zu 2.) Beantragung von Fördermitteln

DasMinisterium für Umwelt Landwirtschaft Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nord-
rhein-Westfalen sowie die Bezirksregierung Arnsberg haben der Gemeinde Welvereine För-
derung für die Errichtung der öffentlichen Schmutzwasserdruckentwässerung in Höhe von
50% der Aufwendungenfür Bau- und Ingenieurleistungen zugesagt. Der Förderantrag kann
mit Vorlage eines Vorentwurfes und einer Kostenschätzung gestellt werden.

Im Zuge dieser Förderungist eine Ausweitung der Abgrenzung der öffentlichen Kanalisation
auf bisher unterprivater Regie laufende Bauteile zum Zwecke eines erhöhten Fördermittel-
abrufes möglich

Zu 3.) Änderung der Entwässerungssatzung

Für eine Ausweitung der Inanspruchnahmevon Fördermitteln ist eine Änderung der Abgren-
zung zwischen öffentlicher- und privater Abwasseranlageerforderlich. Als private Abwasser-
anlage gelten nach denzurzeit gültigen satzungsrechtlichen Bestimmungen die Kanalhausan-
schlüsse sowie die Abwasserleitungen auf den jeweiligen Grundstücken. Die Abgrenzung er-
folgt zurzeit an dem Anschlussstutzen am Hauptkanal, wobei der Stutzenbereits derprivaten
Abwasseranlage zuzurechnenist. Für die s. 9. Grundstücksanschlussleitungen, vom Haupt-
kanalbis ca. 1,0 m hinter der Grundstücksgrenze behält sich die Gemeinde nach aktuellem
Stand das Herstellungsrecht mit einem anschließenden Kostenerstattungsanspruch nach dom
KAGvor.

Dies. g. Hausanschlussleitungenvon der Grundstücksgrenze bis zum Gebäudeeinschließlich
Kontrollschächte bzw. bei Drucknetzen die Pumpenschächte werden der privaten Abwasser-
bessitigung zugerechnet. Folgende Varianten sind als neue Abgrenzungöffentliche / private
Kanalisation möglich:

VarianteI

Die gesamte Grundstücksanschlussleitung (oder Teile davon) von der Hauptleitung ein-
schließlich Stutzen zuzüglich der Hausanschlussleitung von der Grundstücksgrenze ein-
schließlich Kontrollschacht / Pumpenschacht sowie die Pumpeeinschließlich Pumpensteue-
rung werden der öffentlichen Kanalisation zugeordnet. Diese Variante trifft dann neben den
Druckrohranschlüssen zukünftig auch für alle bestehenden Schmutz- und Regenwasseran-
schlüssezu.

Vorteile:

* Die voraussichtliche einmalige Förderung in den Ortsteilen aufalle baulichen Bestand-
teile beträgt 50 %

"Die Grundstückseigentümer werdennicht an den Baukostenbeteiligt.
® Eine separate Abrechnung durch die Verwaltung im Zuge des Kostenerstattungsan-

spruchesentfällt



Nachteile‘
Die Investitionskosten für die geplante Gesamtbaumaßnahmeerhöhensich
(ca.7.000 € bis ca.10.000 € je Hausanschluss) signifikant.
Die Kosten für die Kanalanschlüsse müssen bilanztechnisch dargestellt werden und
belasten den Abwassergebührenhaushalt.
DerBetrieb aller neuenund alten Hauspumpstationenfällt in den Aufgabenbereich der
Gemeinde Welver (Personaleinsatz / Bereitschaft / Wartung).
Die Sanierung, Reparatur und Reinigung aller Kanalanschlüsse in der Gemeinde
Welver geht direkt zu Lasten des Abwassergebührenhaushaltes.
Der Emeuerung sowie der Neubau von sämtlichen Kanalhausanschlüssen für
Schmutz- und Regenwasser geht zu Lasten der Investitionen und muss bilanztech-
nisch dargestellt werden.
Eine Regulierung von noch nicht abgeschriebenen Altfällen wird ggf. erforderlich,
Entschäcigungszahlungen werden ggf. erforderlich.

Variante Il:

‚Ausschließlich die Pumpe im Pumpenschacht und nur die im Bereich von Druckentwässe-
rungsnetzen wird Bestandteil der öffentlichen Abwasserbeseitigung.

Vorteile:

Die voraussichtliche einmalige Förderung auf die Pumpen in denOrtsteilen beträgt
50%
Die Grundstückseigentümerin den Ortsteilen (235 Stück) werdenalle in gleicher Höhe
bei den Baukosten der Hausanschluss- und Grundstücksanschlussleitungen (oa. 1.800.
€- 1.8008) entlastet
DieInvestitionskostenfür die geplante Gesamtbaumaßnahme erhöhensich nicht sig-
nifikant.
Eine separate Abrechnung der Pumpeim Kostenerstattungsanspruch entfällt.
Der Abschreibungszeitraum für die Maschinentechnik beträgt lediglich 8,5 Jahre.
Danach kann diese Regelung satzungsrechtlich, falls gewünscht, wieder geändert
werden.
Diese Regelung betrifft nur die Anschlussnehmerdie ins. g. Drucknetzen entwässern
Zurzeit sind das 47 Grundstücke die Anzahlist gegenüberder Variante 1
überschaubar.

Nachteile:
Die Kostenfür die Abwasserpumpen müssen bilanztechnisch dargestellt werden und
belasten den Abwassergebührenhauskalt.
DerBetrieb aller neuen undalten Pumpenin sämtlichen Druckentwässerungsnetzen
fällt in den Aufgabenbereich der Gemeinde Welver (Personaleinsatz / Bereitschaft /
Wartung)
Die Reparatur, Wartung und Instandsetzung geht zu Lasten des Abwassergebühren-
haushaltes.
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. DerErsatz von defekten Pumpen geht zu Lasten der Investitionen und muss bilanz-
technisch dargestellt werden.

Nach Abwägungaller Vor- und Nachteile wird von Seiten der Verwaltung die „VarianteII" fa-
vorisiert.

Die erläuterte mögliche Änderung der Abgrenzung zwischen privater und öffentlicher Kanal-
sation bedarf einer Änderung des Ortsrechtes. Da die Ursprungssatzungen in 1997 / 2013
aufgestellt wurdenisthier auch aufgrund der zwischenzeitlich eingetretenen gesetzlichen Än-
derungen im Landeswasser- und Wasserhaushaltsgesetz eine Anpassung erforderlich. Für
folgende Satzungen sind in diesem Zusammenhang Änderungenerforderlich.

»  Entwässerungssatzung der Gemeinde Welver vom 28.10.1987,
Stand 26.03.2013

«  Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung vom 20.10.2011,
Stand 12.12.2019

Zu 4.) EU-weite Ausschreibung von Ingenieurleistungen der Ausführungsphase.

Sobald die Entwurfs- und Genehmigungsplanungfür die vier Ortsteile vorliegtist es erforder-
lich, dass die Ingenieurleistungen der Ausführungsphase ausgeschrieben werden. Aufgrund
der zu erwartenden Höhe der Ingenieurhonorare wird davon ausgegargen, dass nach dem
Vergaberecht eine EU-weite Ausschreibung erforderlich ist. Der Schwellenwert für die Ver-
pflichtung einer EU-weiten Ausschreibungist zurzeit für Liefer-/Dienstleistungen auf netto 214
TE festgelegt.

Zu 5.) Unterstützung durch die Kommunalagentur NRW

Die Realisierung eines möglichst großen Fördervolumens liegt unter Würdigung volkswirt-
schaftlicher Gründe grundsätzlich im Interesse der Gemeinde Welver. Insowelt werden von
Seiten der Verwaltung die Satzungsänderungendahingehend vorgeschlagen, dass die Pum-
pen in den privaten Pumpstationen der Druckentwässerungsnetze als Bestandteil der öffentli-
chen Abwasseranlage erklärt werden.

Die Änderung der Satzungen sind erforderlich, damit die Investitionskosten für die Pumpen
auf den Grundstücken zum Bestandteil des Förderantrages werden können,

‚Aufgrund des komplexen vorstehenden Sachverhaltes hat die Verwaltung mit der Kommu-
nalagentur NRW Kontakt aufgenommenunddie Gesamtsituation erörtert. Es besteht die Mög-
lichkeit die Kommunalagentur NRW mit folgenden Aufgabenzu beauftragen:

= Ausarbeitung eines Entwurfes die erforderliche Satzungsänderung.
® Unterstützung bei der Beantragung der zugesagten Fördermittel.
® Unterstützung und Durchführung der EU-weiten Ausschreibung der Ingenieurleistun-

gender Ausführungephase.



«Begleitung der Bauumsetzung.

Für die v. g. Leistungenliegt der Verwaltung ein Angebotsentwurf der Kommunalagentur vor,
siehe Anlage. Das Angebotschließt mit brutto 61.969,25 €. Die Verwaltung schlägt vor die
Kommunalagentur NRWmit den v. g. Leistunger zu beauftragen. Haushaltsmittel stehenin
ausreichender Höhe als Haushaltsrest aus 2019 zur Verfügung

DasProjekt ‚Anschluss der Ortsteile Berwicke und Stocklarn sowie Einecke und Klotingen an
die öffentliche Kanalisation‘, wird den Bürgern, dem Rat sowie der Verwaltung auf Grund der
Größenordnung und Komplexität in den: nächsten Jahren eine nicht unerhebliche Kraftanstren-
gung abverlangen. Mit der vorgeschlagenen Unterstützung durch die Kommunalagentur NRW,
wird dieses Projektzielorientier: begleitet und umgesetzt

Beschlussvorschlag:

Der Ausschuss für Gemeindeentwicklung, Planung, Naturschutz, empfiehlt dem Rat folgende
zweigeteilte Beschlussfassung:

1.) Die Pumpen auf den Grundstücken im Bereich von Druckentwässerungsnetzen wer-
denderöffentlichen Abwasseranlage zugeordnet, damit sie Bestandteil des Förder-
antrages sind. Die erforderlichen Satzungsänderungensind entsprechend als Entwurf
auszuarbeiten.

2.) Die Verwaltung wird beauftragt mit der Kommunalagentur NRW auf Grundlage des
vorliegenden Angebotes, mit einer Angebotssummevon brutio 61.969,25 €, einen
Vertrag über folgendeDienstleistungen abzuschließen:
® Ausarbeitung dererforderlichen Satzungsänderungenfür die Ausweitung der öf-

fentlichen Abwasseranlageauf die Pumpen der Grundstücke die im Druckentwäs-
serungsnetz entwässern.

Unterstützung bei der Beantragung von Fördermitteln.
Durchführung einer EU-weiten Ausschreibung für die Ingenieurleistungen der

‚Ausführungsphase.
Begleitung der Bauumsetzung.

Beratung im GPNU am 04.03.2020:

Nach ausführlicher Diskussion wird der Tagesordnungspunkt ohne Beschlussfassung zur wei-
teren Beratung in den Haupt- und Finanzausschussverwiesen.



Sachdarstellung zur Sitzung am 10.06.2020:

‚Auf die detaillierte Sachdarstellung vom 04.03.2020 wird Bezug genommen.

Zu 1.) Sachstandsbericht {Aktualisierung

Für die in Rede stehenden Ortsteile liegen mittlerweile die Vorentwürfe vor. Diese sind vor
Erstellung der endgültigen Entwürfe mit der Bezirksregierung abzustimmen.Die Feldarbeiten
zu den beauftragten Baugrundunlersuchungen wurden bereits abgeschlossen. Die erforderli-
chen Baugrundgutachten werden zurzeit erstellt. Abschließende Planunteriagen können zum
jetzigen Zeitpunkt noch nicht vorgestellt werden.

Zu 2.) Beantragung von Fördermitteln

DasMinisterium für Umwelt Landwirtschaft Natur- und Verbraucherschutz des Landes Nord-
Thein-Westfalen sowie die Bezirksregierung Arnsberg haben der Gemeinde Welver eine För-
derung für die Errichtung der öffentlichen Schmutzwasserdruckentwässerung in Höhe von
50% der Aufwendungen für Bau- und Ingenieurleistungen zugesagt. Der Förderantrag kann
mit Vorlage eines Vorentwurfes und einer Kostenschätzung gestellt werden.

Zu 3.) Änderung der Entwässerungssatzung

Unter Bezugnahmeauf die Ausführungen in der Sitzung des Ausschussesfür Gemeindeent-
wicklung, Planung, Naturschutz und Umwelt am 04.03.2020 wurde verwaltungsseitig die Vari-
ante II als Vorzugsvariante vorgestellt. Ergänzendhierzuist anzumerken, dass die Auswahl
der Pumpenunter Würdigung der hydraulischen Verhältnisse durch den Betreiber (Gemeinde
Welver) erfolgt und somit die Funktionalität der Entwässerungsnetze sichergestellt werden
kann.Bereits im Zuge der damaligen Diskussion wurde von den Mitgliedern des Fachaus-
schussesbeispielhafte Umsetzungen anderer Kommunen gewünscht. In der Anlage zu dieser
Sitzungsvorlage sind entsprechende Entwässerungssatzungen der Gemeinde Herzebrack-
Clarholz und der Stadt Waldbrölbeigefügt.

 

Zu 4.) EU-weite Ausschreibung vonIngenieurleistungen der Ausführungsphase.

Sobald die Entwurfs- und Genehmigurgsplanungfür die vier Oristeile vorliegtist es erorder-
lich, dass die Ingenieurieistungen der Ausführungsphase ausgeschrieben werden. Aufgrund
der zu erwartenden Höheder Ingenieurhonorare wird davon ausgegangen, dass nach dem
Vergaberecht eine EU-weite Ausschreibung erforderlich ist. Der Schwellenwert für die Ver-
Pflichtung einer EU-weiten Ausschreibung Ist zurzeit für Liefer-/Dienstleistungen auf netto 214
TE festgelegt.



Zu 5.) Unterstützung durch die Kommunalagentur NRW

Die Realisierung eines möglichst großen Fördervolumens iegt unter Würdigung volkswirt-
schaftlicher Gründe grundsätzlich im Interesse der Gemeinde Welver. Insoweit werden von
Seiten der Verwaltung die Satzungsänderungen dahingehend vorgeschlagen, dass die Pum-
pen in den privaten Pumpstationen der Druckentwässerungsnetze als Bestandteil der öffentli-
chen Abwasseranlage erklärt werden.

Die ÄnderungderSatzung ist erforderlich, damit die Investitionskostenfür die Pumpenauf den
Grundstücken zum Bestandteil des Förderantrages werden können,

‚Aufgrund des komplexen vorstehenden Sachverhaltes hat die Verwaltung mit der Kommu-
nalagentur NRW Kontakt aufgenommen und die Gesamtsituation erörtert. Es besteht die Mög-
lichkeit, die Kommunalagentur NRWmit folgenden Aufgabenzu beauftragen:

e Ausarbeitung eines Entwurfes die erforderliche Satzungsänderung.
® Unterstützung bei der Beantragung der zugesagten Fördermittel
Unterstützung und Durchführung der EU-weiten Ausschreibung der Ingenieurfeistun-

gen der Ausführungsphase
© Begleitung der Bauumsstzung.

Hinweis der Verwaltung:
‚An der Sitzung des Rates am 10.06.2020 wird ein Vertreter der Kommunalagenturteilnehmen.
Diesersteht für alle rechtlich reievanten Fragestellungenzur Verfügung.

Die Kommunal Agentur NRYV GmbHist seit 2006 als Dienstleistungsunternehmen des Städte-
und Gemeindebundes NRW unter dem Dach der Kommunal-Stiftung NRW tätig.

Das Unternehmen wurde 1996 mit Förderung des Landes NRW als Abwasserberatung NRW
e.V. gegründet. Seitdemist das Angebot an Dienstleistungen ständig gewachsen. Mit Blick auf
das erweiterte Portfolio firmiert das Unternehmen seit 2012 als Kommunal Agentur NRW
GmbH.

Die Kommunal Agentur NRW bietet angepasste Lösungen zu technischen, rechtlichen und
organisatorischen kommunalen Fragestellungen, die Aspekte der Wirtschaftlichkeit und des
Umweltschufzes miteinander in Einklang bringen. Dazu gehört auch die Begleitung kommu-
naler Ausschreibungenzur Beschaffung von Gütern und Dienstleistungen.

Im Auftrag des NRW-Umweltministeriums MKULNV berät und begleitet die Kommunal Agen-
tur NRW als PlattformKlima.NRW KommunenundKreise bei Ihren Aufgaben rund um Klima-
schutz und Anpassung an den Klimawandel.

‚Aufgrunddesvorstehenden Sachverhaltes wird nachfolgender Beschlussvorschlag
unterbreitet:



Beschlussvorschlag:

DerRat beschließt:

1.) Die Pumpen auf den Grundstücken im Bereich von Druckentwässerungsnetzen wer-
den deröffentlichen Abwasseranlage zugeordnet, damit sie Bestandteil des Förderan-
trages sind. Die erforderlichen Satzungsänderungen sind entsprechend als Entwurf
auszuarbeiten.

2.) Die Verwaltung wird beauftragt mit der Kommunalagentur NRW auf Grundlage ces
vorliegenden Angebotes, mit einer Angebotssumme vonbrutto 61.969,25 €, einen Vor-
trag über folgende Dienstleistungen abzuschließen:

‚Ausarbeitung der erforderlichen Satzungsänderungenfür die Ausweitung der öf-
fentlichen Abwasseranlage auf die Pumpender Grundstücke die im Druckentwäs-
serungsnetz entwässern.
Unterstützung bei der Beantragung von Fördermitteln.
Durchführung einer EU-weiten Ausschreibung für die Ingenieurleistungen der Aus-
führungsphase.
Begleitung der Bauumsetzung.



Gemeindewerke Herzebrock-Clarholz

Entwässerungssatzung
der Gemeinde Herzebrock-Clarholz vom 15.08.2018

Aufgrund

der $$ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 686), zuletzt
geändert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.01.2018 (GV. NRW. S. 90), in der
jeweils geltenden Fassung,

der 98 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des Bundes (WHG) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. 12009, S. 2585 ff), zuletzt geändert durch
Gesetz vom 04.08.2016 (BGBl. 12016, 5. 1972), in derjeweils geltenden Fassung,

des $ 46 Abs. 2 LWG NRW des Landeswassergesetzes vom 25.06.1995 (GV. NRW.
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 15 des Gesetzes zum Schutz der Natur in
Nordrhein-Westfalen und zur Änderung anderer Vorschriften vom 18.11.2016 (GV.
NRW. $. 934), der jeweils geltenden Fassung.  

der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser(SüwVO Abw-GV.NRW.,S.6D2ff.
- im Satzungstext bezeichnet als SüwVO Abw NRW), zuletzt geändert durch Art. 23

des Gesetzes zur Änderung wasser- und wasserverbandsrechtlicher Vorschriften
vom 08.07.2016 (GV. NRW. 2016, S. 559), Inderjewells geltenden Fassung sowie

des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten vom 19.02.1987 (BGBl. 1 1987, S. 602),
zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBl. 1.3295),
in der Jeweils geltenden Fassung

hat der Rat der Gemeinde Herzebrock-Glarholz am 12.07.2018 folgende Satzung
beschlossen:

Hinweis: Um die Einheitlichkeit des Rechts zu wahren und zur Verbesserung der Lesbarkeit
ist verallgemeinernd in der Satzung die Form der männlichen Anrede gewählt. Es wird
ausdrücklich darauf hingewiesen, dass sich die gewählte Ausdrucksform auf alle
Geschlechter bezieht.
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‚Allgemeines

(1) Die Abwasserbeseitigungspflicht der Gemeinde umfasst unter anderem das Sammeln,
Fortleiten. Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Vertiesein des im
Gemeindegebiet anfallenden Abwassers sowie das Entwässern und Entsorgen des
Klärschlamms. Zur Abwasserbeseitigungspflicht gehören nach $ 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1
bis Nr. 6 LWG NRW insbesondere

1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren
Bebaubarkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan. einen
Vorhaben- und Erschließungsplan oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und
Ergänzungssatzung begründetwordenIst,

das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Gemeindegebietes
anfallenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung eines Bestands- und
Botriebsplane nach 5 57 Abs. 1Satz 4 und 5 LWG NRW,

das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwassers
sowie die Aufbereitung des durch die Abwasserbessiligung anfallenden Klärschlamms
fürseine ordnungsgemäßeVerwertung oder Beseitigung,

   

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die
Abwasserbeseiligung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagen an die
‚Anforderungen der $8 54 bis 81 WWHG und des $ 56 LWG NRW,

das Einsammeln und Abfahren ces in Kleinkläranlagen anfallenden Schlamms und
dessen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung ($ 54 Abs.
2 Satz 2 WHG i.V.m. $ 46 Abs. 1 Satz 2 Nr. 5 LWG NRW); hierfür gilt die gesonderte
Satzung der Gemeinde Herzebrack-Clarholz Uber die Entsorgung von
Srundstücksentwässerungsanlagen vom 20.12.2007,

 

6. die Aufstellung und Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des
847 LWG NRW.

(2) Die Gemeinde stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck
der Verwertung oder Beseitigung der bei der gemeindlichen Abwasserbeseiligung
anfallenden Rückstände die erforderlichen dezentralen und zentralen Anlagen als
öffentliche Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Zur öffentlichen
Abwasseranlage gehören auch dezentrale öffentliche Versickerungsanlagen für
Niederschlagswasser sowie Auf- bzw. Ableitungsgräben wie z. B. Straßen- bzw.
Wegeseitengräben, die zum Bestandteil der öffentlichen Abwasssranlage gewidmet worden
sind, Die öffentlichen, dezentralen und zentralen Abwasseranlagen bikien eine rechtliche
undwirtschaftliche Einheit.

 

(8) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt ihrer
Herstellung, Erweiterung, Erneuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmt
die Gemeinde im Rahmenderihr obliegenden Abwasserbeseitigungspflicht.
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Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:

1. Abwasser!
‚Abwasserist Schmutzwasser und Niederschlagswasserim Sinne des $ 54 Abs, 1 WHG

2. Schmutzwasser:
Schmutzwasser ist nach $ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 WHG das durch häuslichen
gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen Gebrauch in seinen Eigenschaften
veränderte und das bei Trockenweiter damit zusammen abfließende Wasser. Als
Schmutzwasser gelten nach $ 54 Abs. 1 Satz 2 WWHG auch die aus Anlagen zum
Behandeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten
Flüssigkeiten.

3. Niederschlagswasser
Niederschlagswasser ist nach $ 54 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 WHG das von Niederschlägen
aus dem Bereich von bebauten oder befestigten Flächen gesammelt abfließende
Wasser.

4. Mischsystem
Im Mischaystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und
fortgeleitet.

5. Trennsystem:
Im Trennsystern werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und
fortgeleitet.

6. Öffentliche Abwasseranlage:

a) Zur öffentlicher Abwasseranlage gehören alle von der Gemeinde selbst oder in
ihrem Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Forlleiten, Behandeln und
Einleiten von Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der
gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. Zur öffentlichen
‚Abwasseranlage gehören auch die Grundstücksanschlussleitungen.

b) Zuröffentlichen Abwasseranlage gehörennichtdie Hausanschlussleitungen.

9) In den Gebieten in denen die Abwasserbeseitigung durch ein
Druckentwässerungsnetz erfolgt und sich Teile eines solchen Netzes auf den
Privatgrundstücken befinden, gehören die Hausanschlussleitungen einschließlich des
Pumpenschachts nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. Die Druckpumpe ist jedoch
Tell der öffentlichen Abwasseranlage,

@) Nicht zur öffentlishen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören
Kleinkläranlagen undabflusslose Gruben.

7. Anschlussleitungen:
Unter Anschlussleitungen im Sinns dieser Satzung werden Grundstücksanschlussleitungen und
Hausanschlussleitungen verstanden.

a) Grundstücksanschlussleilungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammelleitung
biszur Grenze desjeweils anzuschließenden Grundstücks.
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b}  Hausanschlussleitungen sind die Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu
dem Gebäude oder dem Ort auf dem Grundstück, wo das Abwasser anfällt. Zu den
Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter der Bodenplatte des
Gebäudesauf dem Grundstück, in dem Abwasser anfallt, sowie die Einsteigschächte mit
Zugangfür Personal und die Inspektionsöffnungen. Bei Druckentwässerungsnetzen ist
die Druckstation (außer der Druckpumpe) auf dem privaten Grundstück Bestandteil der
Hausanschlussleitung

8. Haustschnische Abwasseranlagen

Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrieitungen innerhalb und an zu
entwässernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung , Prüfung, Rückhaltung und
‚Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z. B. Abwasserrohre im Gebäude,
Dachrinnen, Hebeanlage). Sie gehören nichtzur öffentlichen Abwasseranlage.

9. Druckentwässerungsnetz:

Druckentwässerungsnelze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport
von Abwasser einer Mehrzah! von Grundstücken durch von Pumpenerzeugten Druck erfolgt.
Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige
Bestandteile desjeweillgen Gesamtnetzes.

10. Abscheider:

‚Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider,
‚Stärkeabschaider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die
öffentliche Abwassoranlago durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern.

11. Anschlussnehmer:

Anschlussnehmer Ist der Elgentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche
‚Abwasserenlage angeschlossen ist. $20 Absatz 1gilt entsprechend.

12. Indirekteinleiter:

Indirekteinleiter ist derjenige Anschlussnehmer, der Abwasser in die öffentliche
‚Abwasseranlage einleltel oder sonsthineingelangenlässt (vgl. 858 IH).

13. Grundstück:

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschafliche Einheit bildet. Befinden sich au? einem
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die Gemeinde für jede dieser Anlagen die
‚Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.
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‚Anschlussrecht

Jeder Eigentümereines im Gebiet der Gemeinde liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der
Einschränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Gemeinde den Anschluss seines
Grundstücks an die bostehende öffentliche Abwasseranlage zu verlangen (Anschlussrecht)
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Begrenzung des Anschlussrechts

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine betriebsfertige
und aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können. Dazu
muss die öffentliche Abwasserleitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oderauf
dem Grundstück verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dann in
unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg ein
unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcher ein öffentlicher Kanal verlegt
ist. Die Gemeinde kann den Anschlussauch in anderenFällen zulassen ‚wern hierdurch das.
öffentliche Wohl nicht beeinträchtigt wird

(2) Die Gemeinde kann den Anschluss versagen, wenn die zuständige Behörde unter den
Voraussetzungen des $49 Abs. 5 Satz 1 LWG NRW die Abwasserbeseitigungspflcht auf
Antrag der Gemeinde auf den privaten Grundstückseigentümerübertragenhat. Dieses
gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss
verbundenen Mehraufwendungen zutragen.

(8) Der Anschluss ist auch ausgeschlossen, sowelt die Gemeinde von der Abwasserbeseiti-
Qungspficht befreit ist und die Abwasserbeseitigungspflicht gemäß $49 Abs. 6 LWG NRW
auf einen Dritten übertragen wordenist.
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Anschlussrecht für Niederschlagswasser

(1) DasAnschlussrecht erstrecktsich grundsätzlich auch aufdas Niederschlagswasser.

(&) Dieses gilt nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, soweit die Pflcht zur
Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß $ 49 Abs. 4 LWG NRW dem Eigentümerdes
Grundstücks obliegt oder anderweitig (z. B. $ 49 Abs. 3 LWG NRW) einem Dritten
zugewiesenist

ss

Benutzungsrecht

Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer
vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung und unter Beachtung der technischen
Bestimmungen für den Bau und den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagen das
Recht, das auf seirem Grundstück anfallende Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage
einzuleiten (Benutzungsrecht).
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Begrenzung des Benutzungsrechts

1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässer nicht eingeleitet
werden, die aufgrundihrerInhaltsstoffe

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnunggefährden oder
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2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige Personal gefährden oder
gesundheitlich beeinträchtigen oder

3. die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder ihre Funktionsfähigkeit ader
Unterhaltung gefährden, erschweren oder behindern oder

4. den Betriebder Abwasserbehandlung erheblich erschweren oderverteuern oder

5. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -verwertung beeinirächtigen oder
verteuern oder

8. die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich
stören, dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen. Einleltungserlaubnis.
nichteingehalten werden können.

Indie öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden:

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfungen
inder Kanalisation führen können,

 

Schlamme aus MNeutralisations-, Entgiftungs- und sonstigen privaten
Behandlungsanlagen,

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örlichen Abwasserbsseiligung,
insbesondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben, Sickerschächten,
Schlammfängen und gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für
diesen Zweck vorgesehene gemeindliche Einleitungsstelle eingeleitet werden,

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach
Übersättigung im Abwasser in der Kanalisation ausgeschieden werden und zu
‚Abflussbehinderungenführen können,

5. nicht neulralisierte Kondensate aus erd- und füssiggasbetriebenen Brennwertanlagen
mit einer Nennwänmeleistung von mehr als 100 KW sowie nicht neutralisierte
Kondensate aus sonstigen Brennwertanlagen,

6. radioaktives Abwasser,

7. Inhalte von Cherietoiletten ,

8. nicht desinfiziertes Abwasser aus Infektionsabteilungen von Krankenhäusern und
medizinischenInstituten,

9. flüssige Stoffe aus landwirtschaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche,

10. Silagewasser,

11. Grund, Drainage- und Kühlwasser und sonsiges Wasser, wie z.B. wild abfließendes
Wasser($ 37 WHG),

12. Blut aus Schlachtungen,

13.gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen
freisetzen kann,
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14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosionsfähige
Gas-Luft-Gemische entstehen können,

15. Emulsionen von Mineralölprodukten

16, Medikamente und pharmazeutische Produkte.

Abwasser darf nur eingeleitet werden, wenn die in der Anlage 1 genannten Grenzwerte
an der Übergabestelle zur öffentlichen Abwasseranlage nicht überschritten sind. Eine
Verdünnung oeder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte
einzuhalten, darf nicht erfolgen.

Die Gemeinde kann im Einzelfall Schadstofffrachten, Volumenstrom und/oder
Konzentration festlegen. Sie kann das Benutzungsrecht davon abhängig machen, dass
auf dem Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung
des Abwassers erfolgt,

Eine Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als
über die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Gemeinde
erfolgen.

Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Gemeinde
von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist

Die Gemeinde kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befrelungen von den
Anforderungen der Absätze 2 bis 6 erteilen, wenn sich andernfalls eine nicht
beabsichtigte Härte für den Verpfichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der
Befreiung nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Gemeinde auf Antrag zulassen,
dass Grund-, Drainage-, Kühlwasser und sonstiges Wasser, wie z. B. wild abfließendes
Wasser (3 37 WHG) der Abwasseranlage zugeführt werden. Der Indirekteinleiter hat
seinem Antrag die von der Gemeinde verlangten Nachweise beizufügen.

  Ein Anspruch auf Einleitung von Sioffen, die kein Abwasser sind, öffentliche
‚Abwasseraniage besteht nicht. Diesesgilt auch für den Fal, dass die zuständige Behörde
im Fall des $ 55 Abs. 3 WHG die Einleitung gemäß $ 58 Abs. 1 LWG NRW genehmigt.

Die Gemeinde kanndie notwendigen Maßnahmenergreifen, um

1._ das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oder Stoffen zu verhindern, das unter
Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt,

2. das Einleiten von Abwasser zu verhindern, das die Grenzwerte nach Absatz 3 nicht
einhält
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‚Abscheide- und sonstige Vorbehandlungsanlagen

‚Abwassermit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl sowie
fetthaltiges Abwasser ist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in
entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Für feithaltiges häusliches
‚Abwasser gilt dies Jedoch nur. wenn die Gemeinde im Einzelfall verlangt. dass auch
dieses Abwasser in entsprechende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln ist

  



(®) Für die Einleitung von Niederschlagswasser kann von der Gemeinde eine Behandlung
(Reinigung) auf dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu
errichtenden und zu betreibenden Abscheide- oder sonstigen Behandlungsanlage
angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Niederschlagswassers für die
‚Gemeinde eine Pflicht zur Behandlung nach dem sog. Trenn-Erlass vom 26.05.2004
(MinBl. NRW 2004, S. 583ff) auslöst. Die vorstehende Behandlungspflcht gilt auch für
Straßenbaulastträger, die das Straßenoberflächenwasser in die öffentliche Abwasseranlage
einleiten.

(8) Stoffe aus Verarbeitungsbetriebentierischer Nebenprodukte und von Schlachtabwässern
aus Schlachthöfen nach den Artikeln 8, 9 und 10 (Material der Kategorien 1, 2 und 3)
der Verordnung (EG) Nr. 10692009 müssen durch den Anschlussnehmer durch ein
Feststoffrückhallesystem mit einer maximalen Maschenweite von 2 mm geführt werden.

(4) Die Abscheider- und sonstigen Vorbehandlungsanlagen und deren Betrieb müssen den
einschlägigen technischen und rechtlichen Anforderungen entsprechen. Die Gemeinde
kann darüberhinausgehende Anforderungen an den Bau, den Betrieb und die
Unterhaltung der Abscheider stellen, sofem dies im Einzeifall zum Schutz der
öffentlichen Abwasseraniageerforderlichist.

(6) Das Abscheidegut oder die Stoffe, die bei der Vorbehandlung anfallen, sind in
Übereinstimmung mit den ebfallrechtlichen Vorschriften zu entsorgen und dürfen der
öffentlichen Abwasseranlage nichtzugeführt werden.
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Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung
verpflichtel, sein Grundstück in Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach $ 28 LWG
NRW an die öffentliche Abwasseranlage anzuschlieißen, sobald Abwasser auf dem
Grundstück anfällt (Anschlusszwang). Hiervon kann abgewichen werden, wenn das
anzuschließende Gebäude mehr als 200 laufende Meter von der nächsten
Schmutz/Mischwasserleitung bzw. Niederschlagswasserleitung entfernt liegt.

(2) Der Anschlussnehmer ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung
verpflichtel, das gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und
Niederschlagswasser) in die öffentliche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungszwang),
um seine Abwasserüberlassungspflicht nach $ 48 LWG NRW zu erfüllen.

() Ein Anschluss- und Benutzungszwang besteht nicht, wenn die in $ 49 Absatz 1 Satz 1
LWG NRW genannten Voraussetzungen für in landwirtschaftlichen Betrieben anfallendes
Abwasser oderfür zur Wärmegewinnung benutztes Abwasservorliegen. Das Vorliegen dieser
Voraussetzungen istder Gemeinde nachzuweisen.

 

{4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Voraussetzungenist das häusliche
‚Abwasser aus landwirtschaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage
anzuschließen undieserzuzuführen,

  

(6) Der Anschluss- und Benutzungszwang besteht in Erfüllung der
‚Abwasserüberlassungspflicht nach $ 48 LWVG NRW auchfür das Niederschlagswasser.
Diesesgilt nicht in den Fällen des $ 5Absatz 2 dieser Satzung.

(6) In den im Trennsystem entwässernden Bereichen sind das Schmulz- und das
Niederschlagswasser denjeweils dafür bestimmten Anlagen zuzuführen.



(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage an
die öffentliche Abwasseranlage angeschlossen sein. Ein Zustimmungsverfahren nach $ 14
‚Absatz 1 ist durchzuführen.

(&) Entsteht das Arschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das
Grundstück innerhalb von drei Monaten anzuschließen, nachdem durch öffentliche
Bekanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass das.
Grundstück angeschlossen werden kann.
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Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser

(1) Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwangfür
Schmutzwasser ganz oder teilweise befreit werden. wenn ihm
‚Abwasserbeseitigungspflicht durch die zuständige Behörde ganz oder teilweise
übertragen wordenist.

 

@) Die anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Sohmutzwassers um
Schmutzwassergebühren zu sparen, begründet keinen Anspruchauf Befreiung

$11

Nutzung des Niederschlagswassers

 

Beabsichtigl der Grundstückseigentümer Nutzung des auf seinem Grundstück anfallenden
Niederschlagswassers, so hat er dieses der Gemeinde anzuzeigen. Die Gemeinde stellt ihn in
diesem Fall unter den Voraussetzungen des $ 49 Abs. 4 Satz 3 LWG NRW von der Überlassung
des vorwendeten Niederschlagswassere frei, wonn dio ordnungsgemäße Verwendung des
Niederschlagswassers au’ dem Grundstück sichergestellt ist und ein Überlauf an den öffentlichen
Kanal besteht, so dass eine Überschwemmung won Nachbar-Grundstücken durch
Niederschlagswasser ausgeschlossen werdenkann.
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Besondere Bestimmungen für Druckentwässerungsnetze

(1) Führt die Gemeinde aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung
mittels eines Druckentwässerungsnetzes durch, hat der Grundstückseigentümer auf
seine Kosten auf seinem Grundstück einen Pumpenschacht sowie die dazugehörige
Druckleitung bis zur Grundstücksgrenze herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten,
instand zu halten und gegebenenfalls zu ändem und zu erneuern. Die Druckpumpe wird
von der Gemeinde gestellt und unterhalten.
Die Entscheidung überArt, Ausführung, Bemessung und Lage des Pumpenschachtes, der
Druckpumpe undder dazugehörigen Druckleitungtrifft die Gemeinde.

(2) Der Pumpenschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine Überbauung
oder Bepflanzung des Pumpenschachtes is: unzulässig. Der Standort der
Druckentwässerungsanlage ist mit dem Grundstückseigentümer schriftlich abzustimmen.
Verweigert der Grundstückseigentümer die schrifliche Zustimmung, so gilt der von der
Gemeindefestgelegts Standort

(&) Die Druckpumpe wird nach Inbetriebnahme Bestandteil der öffentlichen
‚Abwasseranlage.

9
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‚Ausführung von Anschlussleitungen

Jedes anzuschließende Grundstück ist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung und
ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche
‚Abwasseranlage anzuschliegen. In Gebieten mit Mischsysiem (Mischwasserkanal) ist für
jedes Grundstück eine Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem (Schmutzwasser-
und Regenwasserkanal) je eine Anschlussieitung für Schmutz- und für Niederschlagswasser
herzustellen. Im Trennsystem sind für Schmutzwasser und für Niederschlagswasser
jeweils getrennte Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen vorzusehen. Die näheren
Einzelheiten ergeben sich aus Abs 4 und 5. Auf Antrag können mehrere
Anschlussleitungen verlegt werden. Die Gemeinde kann den Nachweis über den
ordnungsgemäßen Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage Im Rahmen des
‚Zustimmungsverfahrens nach $ 14dieser Satzung verlangen.

 

Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selbständige Grundstücke
geteilt, so gilt Absatz 1 fürjedes der neu entstehenden Grundstücke.

Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem
öffentlichen Kanal zu schützen. Hierzu hat er in Ablaufstellen unterhalb der
Rückstauebene (in der Regel die Straßenoberkante) funktionstüchtige sowie geeignete
Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik einzubauen.
Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein und so emichtet und batrieben
werden, dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und der Funklionstüchtigkeit der
‚Anschlussleitung möglich Ist.

Bei der Neuerrichtung einer Anschlussleitung auf einem privaten Grundstück hat der
Grundstückseigentümer unter Beachtung des $ 8 Abs. 1 Satz 4 SüwVO Abw NRW in der
Nähe der Grundstücksgrenze einen geeigneten Einsteigeschacht mit Zugang für Personal
oder eine geeignete Inspektionsöffnung zuf seinem Grundstück außerhalb des Gebäudes
einzubauen. Bei bestehenden Anschlussleitungen ist der Grundstückseigentümer zum
nachträglichen Einbau eines geeigneten Einstelgeschachtes oder einer geeigneten
Inspektionsöffnung verpflichtet, wenn er die Anschlussleitung erneuert oder verändert. In
‚Ausnahmefällen kann auf Antrag des Grundstückseigentümers von der Errichtung eines
Einsteigschachtes oder einer Inspektionsöffnung außerhalb des Gebäudes abgesehen
werden. Die Inspektionsöffnung bzw. der Einsteigeschacht muss jederzeit frei zugänglich
und zu öffnen sein. Eine Überbauung oderBepflanzung der Inspektionsöffnung bzw. des
Einsteigeschachtsistunzulässig.

Die Anzahl, Führung,lichte Weite und technische Ausführung der Anschlussleitungen bis
zum Einsteigeschacht oder zur Inspektionsöffnung sowie die Lage, Ausführung und lichte
Weite des Einsteigeschachtes oder der Inspektionsöffnung bestimmt die Gemeinde,

Die Herstellung, Emmeuerung, Veränderung, Beseitigung sowie die laufende Unterhaltung der
haustechnischen Abwasseranlagen sowie der Hausanschlusseitung auf dem
anzuschließenden Grundstück führt der Grundstückselgentümerauf seine Kosten durch. Die
Hausanschlussleitung ist in Absimmung mit der Gemeinde zu erstellen.
Hausanschlussleitungen sind im Trennsystem zu verlegen und erst am Revisionsschacht
zusammenzuführen.

 

Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen
‚Abwasseranlage, so kann die Gemeinde von dem Grundstückseigentümer zur
ordnungsgemäßen Entwässerung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb einer
Hebeanlage verlangen. Die Kosten trägt der Grundstückseigentümer. Die Hebeanlage
mussso errichtet und betrieben werden. dass eine Selbstüberwachung des Zustandes und
der Funktionstüchtigkeit der Anschlussleitung möglich ist.

10



(8) Auf Antrag kann die Gemeinde zulassen, dass zwei oder mehrere Grundstücke durch eine
gemeinsame Anschlussleitung entwässert werden. Der Antrag wird insbesondere unter
Berücksichtigung der Regelung in $ 48 Abs. 1 Satz 3 LWG NRW dann abgelehnt, wenn die
Leitungs-, Benutzungs- und Unterhaltungsrechte richt durch im Grundbuch
eingetragene entsprechende Grunddienstbarkeit ($ 1018 BGB) abgesichert worden sind.
Der Nachweis der Absicherung durch eine Grunddienstbarkeit ist durch einen Auszug aus
dem Grundbuch zu führen.

 

(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffentliche Abwasseranlage vorhanden ist,
Neubauten errichtet oder Nutzungen vorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich
ziehen, hat der Grundstüokseigentümer auf seinem Grundstück Anlagen für einen
späteren Anschluss In Abstimmung mitder Gemeinde aufseine Kosten vorzubereiten.

 

814.

Zustimmungsverfahren

(1) Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmung der
Gemeinde, Diese ist rechtzeitig, spätestens jedoch vier Wechen vor der Durchführung der
Anschlussarbeiten, zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benulzungszwang an die
öffentliche Abwasseranlage, gilt der Antrag mit der Aufforderung der Gemeinde den
Anschluss vorzunehmen,als gestellt

(2) Den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes het der Anschlussnehmer
eine Woche vor Außerbetriebnahme des Anschlusses der Gemeinde mitzuteilen. Diese
sichert die Anschlussieitung auf Kosten des Anschlusenehmere.

s15

Zustands-und Funktionsprüfung bei privaten Abwasserleltungen

(1) Für die Zustands- und Funktlonsprüfung bel privaten Abwasserleitungen gilt die Verordnung
zur Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbstüberwachungsverordnung Abwasser
SüwVO Abw NRW). Private Abwasserleitungen sind gemäßden $$ 60, 61 WHG, $ 56 LWG
NRW, $ 8 Abs. 1 S0WVO Abw NRW so zu errichten und zu betreiben, dass die
Anforderungen an die Abwasserbeselligung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die
ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungspflicht nach $ 48 LWG NRW
‚gegenüber der Gemeinde.

 

@ Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwasserleitungen dürfen nur durch
anerkannte Sachkundige gemäß $ 12SUwVO Abw NRW durchgeführt werden.

(8) Nach $ 7 Satz 1 SüwvO Abw NRW sind imErdreich oder unzugänglich verlegte private
‚Abwasserleitungen zum Sammeln oderFortleiten von Schmutzwasser odermit diesem
vermischten Niederschlagswasser einschließlich verzweigter Leitungen unterder Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne Keller sowie zugehörige
Einsteigeschächte oder Inspektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der
Prüfpflicht sind nach $ 7 Satz 2 SIwVO Abw NRW Abwasserleitungen, die zur alleinigen
‚Ableitung von Niederschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten Schutzrohren
so verlegt sind, dass austretendes Abwasser aufgefangen und erkannt wird.



(4) Für welche Grundstücke und zu welcher Zeitpunkt eine Zustands- und Funktionsprüfung
bei privaten Abwasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den 88 7 bis 9 SüwvO
Abw NRW. Nach $ 8 Abs. 2 SüwVO Abw NRW hat der Eigentümer des Grundstücke
bzw. mach $ 8 Abs. 6 SuwVO Abw NRW der Erbbauberechtigte private
‚Abwasserleitungen, die Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach. Ihrer
wesentlichen Änderung unverzüglich von Sachkundigen nach den allgemein anerkannten
Regeln der Technik zuf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit prüfen zu lassen. Die
Prüfpflicht und Prüffristen für bestehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen
aus $ 8.Abs. 3 und Abs. 4 SIWVO Ab NRW. Legt Gemeinde darüber hinaus durch
gesonderte Satzung gemäß $ 46 Abs, 2 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW Prüffristen fest, so
werden die betroffenen Grundstückseigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die
Gemeindehierüber im Rahmen der Ihr obliegenden Untorrichtungs- und Boratungspflcht
(8 45 Abs. 2 Satz 3 LWG NRW) Informiert. Das gleiche giil, wenn die Gemeinde
Satzungen nach altem Recht gemäß $ 46 Abs. 2 Satz 2 LWG NRW fortführt.

 

(6) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach $ 9 Abs. 1 SuwVO Abw NR\V nach
den allgemein anerkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. Nach $ 8 Abs. 1
Satz 4 SüwVO Abw NRWgelten die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1810 als
allgemein anerkannte Regeln der Technik, soweit die SüwVO Abw NRW keine
‚abweichenden Regelungentrifft

(6) Nach & 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW ist das Ergebnis der Zustands- und
Funktionsprüfung in einer Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW zu
dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigungdie in $ 9 Abs. 2 Satz 2 SuwvO Abw
NRW genannten Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anlagen ist der
Gemeinde durch den Grundstückseigentümer oder Erbbauberechtigten ($ 8 Abs. 2 bzw.
‚Abs. 6 SüwVO Abw NRW)unverzüglich nach Erhalt vom Sachkundigen vorzulegen, damit
eine zeitnahe Hilfestellung durch die Gemeinde erfolgen kann.

(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1986 auf Zustand und Funktionstüchtigkeit
geprüft worden sind, bedürfen nach $ 11 SüwVO Abw NRW keiner erneuten Prüfung,
sofern Prüfung und Prüfbescheinigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden
‚Anforderungenentsprochen haben.

(6) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeitpunkt ergeben sich grundsätzlich aus
$ 10 Abs. 1 SUWVO Abw NRW. Übermögliche Abweichungen von den Sanierungstristen
in $ 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW kann die Gemeinde gemäß $ 10 Abs. 2 Satz 1
SüwVO Abw NRW nach pflichtgemäßem Ermessen im Einzelfall entscheiden.
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Indirekteinleiter-Kataster

(1) Die Gemeinde führt ein Kataster über Indirekleinleitungen, deren Beschaffenheit erheblich
vom häuslichen Abwasser abweicht,

(2) Bei Indirekteinleitungen im Sinne des Absatz 1 sind der Gemeinde mit dem Antrag nach
$ 14 Absatz 1 die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei
bestehenden Anschlüssen hat dies innerhalb von drei Monaten nachInkrafttreten dieser
Satzung zu geschehen. Auf Verlangen hat der Indirekteinleiter der Gemeinde Auskunft
über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die
Vorbehandlung des Abwassers zuerteilen.

 



817

‚Abwassoruntersuchungen

(1) Die Gemeinde ist jederzeit nerechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmen oder
vornehmen zu lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus
der Probenahmen.

(2) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer, falls sich herausstellt,
dass ein Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungen dieser Satzung vorliegt.

818

‚Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungsrecht

(1) Der Grundstückseigentümerist gemäß $ 98 Abs. 1 LWG NRW I.V.m. $ 101 Abs. 1WIHG
verpfichtet, der Gemeinde auf Verlangen die für den Vellzug dieser Satzung
erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechnischen
‚Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung zu erteilen.

(2) Die Anschlussrehmer und die Indirekteinleiter haben die Gemeinde unverzüglich zu
benachrichtigen, wenn

1. der Betrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durch Umstände beeinträchtigt
wird, die auf Mängel der Öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können (z.
B. Verstopfungen von Abwasserleitungen),

2. Stoffe in die öffenlliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geralen drohen, die den
‚Anforderungen nach $7 nichtentsprechen,

3, sich Art oder Menge des anfallenden Abwassers erheblich ändert,

4. sich die der Mitteilung nach $ 16 Absatz 2 zugrundeliegenden Daten erheblich
ändern oder

5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes
entfallen.

(3) Bedienstete der Gemeinde und Beauftragte der Gemeinde mit Berechtigungsausweis sind
berechtigt, die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck der
Erfüllung der gemeindlichen Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung
erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von
Grundstücken und Räumen zu dulden und ungehindert Zutritt zu allen Anlageteilen auf
den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach $ 98
Abs. 1 Satz 2 LWG NRW auch für Anlagen zur Ableitung von Abwasser, das der Gemeinde
zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten aus Art. 2 Abs. 2 Satz 1 und 2 GG
(Freiheit der Person), Art. 13 (Unverletzlichkeit der Wohnung) und Art. 14. GG (Figentum)
sind insbesondere bezogen auf die Abwasserüberlassungspflicht nach $ 48 LWG NRW
gemäß $ 124 LG NRW eingeschränkt.
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Der Anschlussnehmer und der Indirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße
Benutzung der privaten Abwasseranlagen nach den Vorschriften dieser Satzung zu
sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, der Gemeinde infolge eines
mangelhaften Zustandes oder ciner satzungswidrigen Bonutzung dor privaten
‚Abwasseranlagen oder infolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen
‚Abwasseranlage entstehen

 

In gleichen Umfang hat der Ersatzpflichtige die Gemeinde von Ersatzansprüchen Dritter
freizustellen.

Die Gemeinde haftet nicht für Schäden, die durch höhere Gewalt hervorgerufen werden. Sie
haftet auch nicht für Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen
Rückstausicherungen nichtvorhanden sind odernichtordnungsgemäß funktionieren.
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Berechtigte und Verpflichtete

Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer ergeben,
gelten entsprechend für Erbbauberschligte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks
dinglch Berechtigte sowie für die Trager der Baulast von Straßen, Wegen und Platzen
innerhalb der im Zusammenhang bebautenOrtsteile.
Darüberhinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Benutzung der
öffentlichen Abwasseranlage ergeben, fürjeden, der

1. berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken
anfallende Abwasser abzuleiten {also insbesondere auch Pachter, Mieter,
Untermieteretc.)

oder

2. deröffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasser zuführt.

Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

sa

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wervorsätzlich oderfahrlässig entgegen

1. 87 Absatz 1und2
Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt,
derenEinleitung oder Einbringung ausgeschlossenist,

2. $7 Absatz. 3und4
‚Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder hinsichtlich der
Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhalt oder
das Abwasserzur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt.



10.

41

12.

18.

87 Absatz 5
Abwasser ohne Einwiligung der Gemeinde auf anderen Wegen als über die
‚Anschlussleitungeines Grundstückes in die öffentliche Abwasseranlage einleitet,

88
Abwasser mit Leichtfüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel, Heiz- oder Schmieröl
sowie fetthaltiges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage
nicht in entsprechende Abscheider einleitet oder Abscheider nicht oder nicht
ordnungsgemäß einbautoder betreibt oder Abscheidergut nicht in Übereinstimmung mit
den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt oder Abscheidergut der öffentlichen
‚Abwasseranlage zuführt,

59 Absatz 2
das Abwassernicht in die öffentliche Abwasseranlageeinleitet,

$9 Absatz 6
in den im Trennsysiem eniwässerien Bereichen das Schmutz- und das
Niederschlagswassernicht denjeweils dafür bestimmtenAnlagen zuführt,

s1
auf seinem Grundstück anfallendes Niederschlagswasser als Brauchwasser nutzt,
ohnedieses der Gemeinde angezeigt zu haben,

8812 Abs. 2, 13Absatz 4
die Pumpenschächte, die Inspektionsöffnungen oder Einsteigeschächte nicht frei
zugänglich hält,

$14Absatz 1
den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung der
Gemeindeherstellt oder ändert,

$ 14Absatz 2
den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht odernicht
rechtzeitig der Gemeindemitteilt,

$15Absatz 6 Satz 3
die Bescheinigung über das Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung der
Gemeindenichtvorlegt,

$16Absatz2
der Gemeinde die abwassererzeugenden Betriebsvorgänge nicht oder nicht
rechtzeiig benennt oder auf ein entsprechendes Verlangen der Gemeinde hin keine
odernur eine unzureichende Auskunft über die Zusammensetzung des Abwassers, den
‚Abwasseranfall unddie Vorbehandlung des Abwassers erteilt,

$18Absatz 3
die Bediensteten der Gemeinde oder die durch die Gemeinde Beauftragten mit
Berechtigungsausweis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen
Abwasserbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlossenen
Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu
allen Anlageteilen aufden angeschlossenen Grundstücken gewährt

Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen
‚Abwasseranlage vornimmt, Sehachtabdeckungen oder Einlaufroste öffnet, Schieber
bedient oder in einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage, eiwa einen
‚Abwasserkanal, einsteigt.
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(8) Ordnungswidrigkeilen nach Absalz 1 und 2 können gemäß $ 7 Abs. 2 GO NRW
i.V.m. 817 OWiG miteiner Geldbuße biszu 1.000 € geahndet werden.

$22

Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 01.01.2019 in Kraft, Gleichzeitig tritt die Entwässerungssatzung der
Gemeinde Herzebrock-C/arholz vom 20.12.2007 außerKraft.

Bekanntmachungsanordnung

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.

 

Es wird darauf hingewiesen, dass nach $ 7 Abs. 6 der Gemeindeordnungfür das Land Nordrh
Westfalen (GO NRW) eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der GO NRWV beim
‚Zustandekommendieser Satzung nach Ablauf eines Jahresseit dieser Bekanntmachung nicht mel
geltend gemacht werdenkann, es sei denn,

 

a) vorgeschriebene Genehmigungfehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren
wurde nicht durchgeführt,

b) die Satzungist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,
©) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder
4) der Form- odor Vorfahrensmangol ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei

die verleizie Rechlsvorschrifl und die Talsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt

 

Herzebrock-Clarholz, 15.08.2018
gez.

Diethelm
Bürgermeister



‚Anlage 1 zu $7 Abs. 3 der Entwässerungssatzung
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

    

Lranr. Parameter Grenzwert Bemerkung
n Temperatur 3” 314

|
2) PH-Wert- 65-90 [374
3) abseizbare Stofte -
4 schwerlüchtige, Iipophile Stoffe

(u. a. verseifbare Öle und Feite)

gesamt 200 mgil 218
5 Kohlenwasserstoffindex

zn, 20 maa 1124
D) adsorbierbare organisch

gebundene Halogene (AOX) Amgi 1m
7 leichtflüssige halogenierte 0,5 mg 1214

Kohlenwasserstoffe (LHKW)
DerGrenzwert gilt für die Summe Ta
aus Trichlorethen, Tetrachlorethen,
1.1,1-Trichlorethan, Dichlormeihan
und Trichlormeihar, gerechnet als.
Chlor.

& Phenolinex, wasserdampflüchtig 100 mel 121
Der Richtwert gilt für halogenfreie
Phenolische Verbindungen.

5 Farbstoffe -
10) organisch halogenfreie Lösemittel 10 91 als TOG 124

Der Richtwert gilt für mit Wasser
‚ganz oderteilweise mischbare
und gemäß OECD 301 biologisch
leicht anbaubare Lösemittel
(entnehmbar aus
Sicherheitsdatenblatt).

m Antimon(Sb) 0,5 mgn 12a
22) Arsen (As) 0,5 mg ma
13) __|Barium (Ba) - 121
14) Blei (Pb) Amgi 124
15) Cadmium (Cd) 0,5 mgfl ri
18) ‚Chrom (Cr) Amgrl 11214
m Chrom-VI (Cr) 0,2 mgn 1A   



 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 

 

 

 

        

Lid. Nr. Parameter Grenzwert Bemerkung
18) Cobalt (Co) Er] 1m
19) Kupfer (Cu) 1 mga
20) Mangan(kn) =
21) Nickel (Ni) 1mga 121
2) Quecksilber (Hg) Gut mga 121
23) Selen (Se) _

24) Siber (Ag) 2
25) Thallium (TI) .
26) Vanadum (W) _
27) Zinn (Sn)_ Smgil 1124
28) Zink (Zn) 5 mar 12
20) Alıminlum (AI) -
30 Eisen(re) -
31 Stickstoff aus Ammonlum und 200 mon E77

u Ammoniak (NHe-N+NHg=N) gm
2) Cyanid, licht freisetzbar Img 13
= Surat (on 600 mal 21
39 Sulnd 45%)licht freisetzbar 2mgn 184
3) Fluorid (F), gelöst 50 mgn 214
E5} Phosphor, gesamt So mgn 214
E) Stickstoff aus Nitrit (NOTN) Oma
38) spontane Sauerstoffzehrung 100 mg 314
39 agrobe biologische Abbaubarkeit -
40) Nitrifkationshemmung _

Bemerkungen:

1) Parameter mit Anforderungen in den Anhängen zur Abwasserverordnung an das Abwasser
vor Vermischungoderfür den Ort des Anfalles

2) Nicht abgesetzte homogenisierte qualifizierte Stichprobe

3) Stichprobe

4) Die Analyseverfahrenrichten sich nach den Festlegungen der Verordnung über
‚Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in Gewässer (Abwasserverordnung - AbwV)
in der jeweils gültigen Fassung,

 



Satzung

über die Entwässerung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche
‚Abwasseranlage- Entwässerungssatzung - derStadt Waldbröl vom 07. Juli 2010

Aufgrundder $$ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW 5. 666/S@V NW 2023) zuetzt ge-
ändert durch Gesetz vom 17.12.2009 (GV. NRW. 2008 S. 950), dar $$ 54 f‘. des Gesetzes
zur Ordnung des Wasserhaushalls (Wasserhaushallsgeselz - WHG) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31.07.2009 (BGBl. | 2009, $. 2585) sowie der 88 51 ff. und 161 a des
Wassergesatzes für das Land Nordrhein-Westfalon (Landeswassergesetz - LWG-) in der
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (@V NW S. 926/8GV NW 77), zueizt ge-
ändert durch Geselz vom 16.03.2010 (GV NRW2010, S. 185ff), hat der Rat der Stadt
Waldbröl am 07.07.2010 folgende Satzung beschlossen:

s1
Allgemeines

(1) Die Abwasserbeseltigungspflicht der Stadt umfasst unter anderem das Sammeln, Fort-
leiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen und Verrieseln des im Stadtgebiet
anfallenden Abwassers sowie das Entwässorn und Entsorgen dos Klärschlamms. Zur
‚Abwasserbaseitigungspflicht gehören nach $ 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis Nr. 7 LWG NRW
insbesondere

1. die Planung der abwassertechnischen Erschließung von Grundstücken, deren Bebau-
barkeit nach Maßgabe des Baugesetzbuches durch einen Bebauungsplan, einen Vor-
haben- und Erschließungsplan oder eine Klarstellungs-, Entwicklungs-, und Ergän
Zungssatzung begründet wordenIst,

2. das Sammeln und das Fortleiten des auf den Grundstücken des Stadtgebietes anfal-
lenden Abwassers sowie die Aufstellung und Fortschreibung von Plänennach $ 58 Abs.
1 LWG NRW

3. das Behandeln und die Einleitung des nach Nummer 2 übernommenen Abwassers so-
wie die Aufbereitung des durch die Abwasserbeseitigung anfallenden Klärschlamms für
seine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung,

4. die Errichtung und der Betrieb sowie die Erweiterung oder die Anpassung der für die
‚Abwasserbeseitigung nach den Nummern 2 und 3 notwendigen Anlagenandie Anlorde-
rungen des $ 60 Wasserhaushaltsgesetzes und des $ 57 LWG NRW,

5. das Einsammeln und Abfahren des in Kleinkläranlagenanfallenden Schlamms und des-
sen Aufbereitung für eine ordnungsgemäße Verwertung oder Beseitigung; hierfür gilt die
gesonderte Satzung der Stadt über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsan-
lagen (Kleinkläranlagen, abflussiose Gruben) vom 23.12.1998.

6. die Überwachung von Abwasserbehandlungsanlagen im Falle des 8 53 Abs. 4 LWG
NRW



7. die Vorlage des Abwasserbeseitigungskonzeptes nach Maßgabe des $ 53 Abs. 1 a und
BLWG NRW

(2) Die Stadt stellt zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet und zum Zweck
der Verwertung oder Beseitigung der bei der städtischen Abwasserbeseitigung anfallon-
den Rückstände die erforderlichen dezentralen und zentrakn Anlagen als öffentliche
Einrichtung zur Verfügung (öffentliche Abwasseranlagen). Die öffentlichen, dezentralen

und zentralen Abwasseranlagen bildeneine rechtliche und wirtschaftliche Einheit.

(8) Art, Lage und Umfang der öffentlichen Abwasseranlage sowie den Zeitpunkt Ihrer Her-
stellung, Erweiterung, Emeuerung, Änderung, Sanierung oder Beseitigung bestimmtdie
Stadt Im Rahmen derihr obliegenden Abwasserbeseitlgungspflicht.

$2
Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung bedeuten:

1. Abwasser:
Abwasserist Schmutzwasser und Niederschlagswasserim Sinne des $ 54 Abs. 1 WHG.

 

2. Schmutzwasser:
Schmutzwasserist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sons-
tigen Gebrauchin seinen Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zu-

sammenabfließende Wasser. Als Schmutzwassergelten auch die aus Anlagen zum Be-
handeln, Lagern und Ablagern von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkei-
ten.

3. Niederschlagswasser:
Niederschlagswasserist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder
befestigten Flächen gesammelt abfließende Wasser.

4. Mischsystem
Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt
undforigeleitet.

5. Trennsystem:
Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und
fortgeleitet.

6. Öffentliche Abwasseranlage:

a) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehörenalle vonder Stadt selbst oder in ihrem
‚Auftrag betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten
vonAbwasser sowie der Verwerlung oderBeseiligung der bei der städtischen Ab-
wasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen.

b) Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die Grundstücksanschlussleitun-
gen.

©) IndenGebieten, in denendie Abwasseibeseiligung durch ein Druckentwässerungs-
netz oder eine öffentliche Druckentwässerungsanlageerfolgt und sich Teile eines
solchen Netzes auf den Privatgrundstücken befinden, gehören die Druckstation, je-
weils bestehend aus Pumpe, Pumpenschachl und dazugehörigen Steuerungsein-
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richtungen, sowie die Druckleitung bis zur Sammeldruckleitung, nicht jedoch die
rigen auf dem Grundstück herzustellenden oder bereits befindlichen Entwässe-
Tungseinriehtungen, zur öffentlichen Abwasseranlage.

 

@} Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören Kleinklär-
anlagen und abflussiosen Gruben, deren Entsorgung in der Satzung überdie Ent-
sorgung von Grundslückentwässerungsanlagen der Gemeinde vom 23.12.1993 ge-
regelt ist.

‚Anschlussleitungen:
Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücksanschlussleitun-
gen und Hausanschlussleitungen verstanden.

a) Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen Sammellei-
tung bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks.

b) Hausanschlussleitungen sind Leitungen von der privaten Grundstücksgrenze bis zu
dem Gebäude auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt. Zu den Hausan
schlussleitungen gehören auch Leitungenunter der Bodenplatte des Gebäudes auf
dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt sowie Schächte und Inspeklionsöffnun-
gen.

9 In Druokentwässerungsnetzen und öffentlichen Druckentwässerungsanlagenist die
an die Stelle des Kontrollschachtes oder der Inspektionsöffnung tretende und auf
dem Privatgrundstück befindliche Druckstatlon Bestandtell der Grundstücksan-
schlussleitung.

Haustechnische Abwasseranlagen:
Haustechrische Abwasseranlagensind die Einrichtungen innerhalb und an zu entwäs-
sernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und Ab-
leitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen (z.B. Abwasserrohre im Gebäude,
Dachrinnen, Hebsanlage). Sie gehören - mit Ausnahme der öffentlichen Druckleitungen
und Druckstationen, in donen die Abwasserbeseitigung durch Druckentwässerungs-
netz erfolgt < nicht zur öffentlichen Abwasseranlage.

 

Öffer

 

liche Druckentwässerungsanlage und Druckentwässerungsnetze:

 

artliche Druckentwässerungsanlage besteht aus einem Druckentwässe-
rungsleitungssystem auf dem privaten Grundstück als auch im öffentlichen Ver-
kehrsraum,in welchem der Transport von Abwassereines einzelnen Grundstückes
durch von einer Pumpe erzeugten Druckin die öffentliche Kanalisation erfolgt.

a) Öffentliche Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in
denen der Transport von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von
Pumpenerzeugten Druck erfolgt. Die Druckpumpen und Pumpenschächtesind re-
gelmäßig technisch notwendige Bestandteile des jeweiligen Gesamtnetzes.

‚Abscheider:
‚Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflssigkeitsabscheider, Stärkeab-
scheider und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicherStoffe in die öffent-
liche Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasserverhindern.

‚Anschlussnehmer:
Anschlussnehmerist der Eigentümer eines Grundstücks, das an die öffentliche Abwas-
seranlage angeschlossenist. & 20 Absatz 1 gilt entsprechend.
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12. Indirekteinleiter:
Indirekteinleiterist derjorige Anschlussnehme: i.
fentliche Abwasseranlage einleitei oder sonst

gung der zuständigen Behörde bedart.

 

  
  

.d. $ 58 WHG,der Abwasserin die öf-
ineingelangen lässt und der Genehmi-

13. Grundstück:

Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die Stadtfür jede dieser Anlagendie
‚Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen.

14. Kontrollschacht:
Ein Kontrollschacht ist ein Einstieg mit abnehmbarem Deckel, mit einem Innendurch-
messer von 1,00 m, angebracht bzw. errichtet auf einer Abwasserleitung, um den Ein-
stieg von Personen zu ermöglichen. Die Herstellung bzw. Errichtung eins Kontroll-
schachtes ist nach technischen Vorgaben der Stadt vorzunehmen.

15. Inspektionsöffrung:
Eine Inspektionsöflnung ist ein Bauwerk mit abnehmbarem Deakel, angebracht bzw. er-
richtet auf einer Abwasserleitung oder einem Abwasserkanal, die die Zugänglichkeit nur
von der Oberfläche her erlaubt, nicht jedoch den Einstieg von Personen gestattet. Eine
Inspektionsöffnung ist nach den technischen Vorgabender Stadt vorzunehmen.

 

16. Rückstauebene:
Die Rückstauebeneist die Straßenkrone über dem Anschlusspunkt der Grundstücksan-
schlussleitung an der das zu entwässernds Grundstück angeschlossenist. Liegt der Ka-
nal nicht in der Straße,gilt die unter dem Anschlusspunkt gegebene Höhe der Verbin-
dungslinie zu den zwei nächsten Kanalschachtabdeckungen mit Öffnung als Rückstau-
ebene.
Bei Druckentwässerungsnetzen und öffentliche Druckentwässerungsanlagen wird als
Rückstauebene die Oberkante der Schachtabdeckung der öffentlichen Hauspumpstation
festgelegt, an der die Hausanschlussleitungen des Grundstückes angeschlossensind.
Die Stadt kann im Einzeltall abweichende Vorgaben machen.

83
‚Anschlussrecht

‚Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grundstücks ist vorbehaltlich der Ein-
schränkungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt den Anschluss seines Grund-
slücks arı die beslelende öffentliche Abwasseranlage zu verlarigen (Anschlussrecht).

54
Begrenzung des Anschlussrechts

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich nur auf solche Grundstücke, die an eine beiriebsferti-
ge und aufnahmefähige öffentliche Abwasseranlage angeschlossen werden können.
Dazu muss die Öffentliche Abwasserteitung in unmittelbarer Nähe des Grundstücks oder
auf dem Grundstück verlaufen. Eine öffentliche Abwasserleitung verläuft auch dannin
unmittelbarer Nähe des Grundstücks, wenn über einen öffentlichen oder privaten Weg
ein unmittelbarer Zugang zu einer Straße besteht, in welcherein öffentlicher Kanal ver-
legtist, Die Stadt kann den Anschluss auchin anderen Fällen zulassen, wenn hierdurch
dasöffentliche Wohlnicht beeinträchtigt wird.
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(2) Die Stadt kann den Anschluss versagen, wenndie Voraussetzungen des $ 53 Abs. 4
Satz 1 LWG NRW zur Übertragung der Abwasserbeseitigungspflicht auf Antrag der
Stadt auf den privaten Grundstückseigentümer durch die untere Wasserbehörde erfüll
sind. Dieses gilt nicht, wenn sich der Grundstückseigentümerbereit erklärt, die mit dem
‚Anschluss verbundenen Mehraufwendungen zu tragen.

(8) Wenn der Anschluss eines Grundstücks an die öffentliche Abwasseranlage aus techni-
schen, betrieblichen, topographischen oderähnlichen Gründen erhebliche Schwierigkei-
ten bereitet, besondere Maßnahmenerfordert oder besondere Aufwendungen oder Kos-
ten verursacht, kann die Stadt den Anschluss versagen. Dies gilt richt, wenn sich der
Grundstückseigentümer bereit erklärt, die mit dem Anschluss verbundenen Mehrauf-
wendungenzu tragen.

(4) Der Anschluss ist ausgeschlossen, soweit die Gemeinde von der Abwasserbeseiti-
gurigspflicht befreit ist.

(6) Soweit ein Direktanschluss an ein Abwassornetz des Aggerverbandes arfolgt, sind die
Bedingungenund Auflagendes Aggerverbandes einzuhallen.

s5
‚Anschlussrechtfür Niederschlagswasser

(1) Das Anschlussrecht erstreckt sich grundsätzlich auch auf das Niederschlagswasser.

(2) Dieses gilt Jedoch nicht für Niederschlagswasser von Grundstücken, bei denen die
Pflicht zur Beseitigung des Niederschlagswassers gemäß $ 53 Absatz 3 a Satz 1 IWG
dem Eigentümer des Grundstücks obliegt.

(8) Darüber hinaus ist der Anschluss des Niederschlagswassers nicht ausgeschlossen,
wenn die Stadt von der Möglichkeit des $ 53 Abs. 3 a Satz 2 LWG NRW Gebrauch
macht.

86
Benutzungsrecht

Nach der betriebsfertigen Herstellung der Anschlussleitung hat der Anschlussnehmer vorbe-
haltlich der Einschränkungen in diese: Satzung und unter Beachtung der technischen Be-
stimmungenfür den Bau und den Betrieb der haustechnischen Abwasseranlagendas Recht,
das auf seinem Grundstück anfallende Abwasserin die äffenliche Abwasseranlage einzulei
ten (Benutzungsrecht).

  

57

Begrenzung des Benutzungsrechts

(1) In die öffentliche Abwasseranlage dürfen solche Stoffe und Abwässernicht eingeleitet
werden, die aufgrundihrer Inhaltsstoffe

1. die öffentliche Sicherheit oder Ordnung gefährd
2. das in der öffentlichen Abwasseranlage bescı

sundhsitlich beeinträchtigen oder

oder
tige Personal gefährden oder ge-
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die Abwasseranlage in ihrem Bestand angreifen oder Ihre Funktionsfähigkeit oder
Unterhaltung gefährden, erschweren oder behindern oder

den Betrieb der Abwasserbehandlung erheblich erschweren oder verteuern oder
die Klärschlammbehandlung,- beseitigung oder -verwertung beeinträchtigen oder
verteuern oder

die Abwasserreinigungsprozesse in der Abwasserbehandlungsanlage so erheblich
stören, dass dadurch die Anforderungen der wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis
richt eingehalten werden können.

v
o
r

w

In die öffentliche Abwasseranlage dürfen insbesondere nicht eingeleitet werden:

1. feste Stoffe, auch in zerkleinertem Zustand, die zu Ablagerungen oder Verstopfun-
gen in der Kanalisation fütren können;

2. Schläimme aus Neutralisaions-, Entgiftungs- und sonstigen privaten Behandlungs-
anlagen;

3. Abwässer und Schlämme aus Anlagen zur örtlichen Abwasserbeseitigung, insbe-
sondere aus Kleinkläranlagen, abflusslosen Gruben,Sickerschächten, Schlammfän-
gen und gewerblichen Sammelbehältern, soweit sie nicht in eine für diesen Zweck
vorgesehene gemeindiche Einleitungsstelle eingeleitet werden; .

4. flüssige Stoffe, die im Kanalnetz erhärten können, sowie Stoffe, die nach Übersätti-
‚gurg im Abwasserin der Kanalisation ausgeschieden werden und zu Abflussbehin-
derungenführen können;

5. richt neutralisierte Kondensate aus erd- und flüssiggasbetriebenen Brennwertanla-
gen mit einer Nennwärmeleistung von mehr als 25 KW sowie nicht neutralisierte
Kondensate aus sonstigen Brennwertanlagen:

6. radioaktives Abwasser;

7. Inhalte von Chemietoiletten;
8. richt desirfiziertes Abwasser aus Inlektionsabteilungen von Krankenhäusern und

medizinischen Instituten;
9. flüssige Stoffe aus landwirischaftlicher Tierhaltung wie Gülle und Jauche;
10. Silagewasser,
11. Grund-, Drainage- und Kühlwasser;
12. Blut aus Schlachtungen;
13. gasförmige Stoffe und Abwasser, das Gase in schädlichen Konzentrationen freiset-

zen kann;
14. feuergefährliche und explosionsfähige Stoffe sowie Abwasser, aus dem explosions-

fähige Gas-Luft-Gemischentstehen können;
15. Emulsionenvon Mineralölprodukten;
16. Medikamente und pharmazeutische Produkte.

Der Fall des Einleitens liegt auch dann vor, wenn die in Satz 1 aufgeführten Stoffe unbeab-
sichtigt von dem Grundstück des Anschlussnehmers in die öffentliche Abwasseranlage ge-
langen.

® ‚Abwzasserdarf nur eingeleitet werden, wennfolgende Grenzwerte an der Übergabesielle
zur öffentlichen Abwasseranlage nicht überschritten sind:

a) Allgemeine Parameter:

Temperatur 35°C
pH-Wert! wenigstens 8,5; höchstens 9,5

‚Abseizbare Stoffe nicht begrenzt
soweit eine Schlammabscheidung
wegenderordnungsgemäßen
Funktionsweise der öffentlichen



‚Abwasseranlags erforderlich ist,
kanneine Begrenzung im Be-
reich von 1-10 ml/1 nach 0,5 Stunden
‚Absetzzeit, in besonderen Fällen auch
darunter, erfolgen

b) Schwerflüchtige Iipophile Stoffe (u.a. verseifbare Öle, Fette):

direkt abscheidbar(DIN 38408Teil 19)
soweit Menge und Art des Abwassers
bei Bemessung nach DIN 4040 zu Ab

100 malt

scheideranlagen über Nenngröße 10 (NG 10)
führen:
gesamı(DIN 38409Teil 17)

©) Kohlenwasserstoffe:

direkt abscheidbar (DIN 38409 Teil 19)
gesamt (DIN 38409 Teil 18)
soweit im Einzelfall ei-
no weitorgehande Ent-
Ternung der Kohlen-
wasserstoffe erforder-
lich ist:
gesamt (DIN 38408 Teil 18)

.d) Halogenierte organische Verbindungen:

adsorbierbare organische
Halogerwerbindungen (AOX)
leichtflüchtige halogenlerte
Kohlenwasserstoffe (LHKW)
als Summe ausTrichlorethen,

Tetrachlorethen,1,1,1-Trichlorethan,
Dichlormethan, gerechnetals Chlor {C1)

e) organische halogenfreie Verbindungen:

Lösemittel: Mit Wasser
ganz oderteilweise
misch-
bar undbiologisch ab-

baubar(DIN 38412,
Teil 25); Entsprechend
spezieller Festlegung,
jedochRichtwert nicht
größerals er der Lös-
lichkeit entspricht oder
assgfı

1) AnorganischeStoffe (gelöst und ungelöst):

‚Antimon {Sb}
‚Arsen (As)
Barum (Ba)
Blei(Pb)

250 mg/

50 mg/l
omg!

20 mg/l

1,0 mg!

0,5 mg/l

0,5 mg/l
0,5mg/1
5.0 mg/1
1,0 mg/]



Cadmium (Ca) 8,1 mal
Chrom (Cr) 1,0mg/1
Chrom-vI {Cı) O2 mg/1
Cobalt (00) 2.0mg1
Kupfer (Cu) 1,0 mg/t
Nickel (Ni) 1,0 mg/t
Selen (Se) 2,0 mg
Silber (Ag) omg
Quecksilber(Hg) 0,03 mg/t
Zinn (Sn) 50mg/
Zink (Zn) 25 my

Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers mit dem Ziel, diese Grenzwerte einzu-
halten, darf nicht erfolgen.

(4) Die Stadt kann im Einzelfall Schadstefffrachten, Volumenstrom und/oder Konzentration
festlegen. Sie kann das Bonutzungsrecht davon abhängig machen, dass auf dem
Grundstück eine Vorbehandlung oder eine Rückhaltung und dosierte Einleitung des Ab-
wassers erfokgt.

(6) EineEinleitung von Abwasserin die öffentliche Abwasseranlage auf anderen Wegen als
über die Anschlussleitung eines Grundstückes darf nur mit Einwilligung der Stadt erfol-
gen.

(6) Die Benutzung der öffentlichen Abwasseranlage ist ausgeschlossen, soweit die Stadt
von der Abwasserbeseitigungspflicht befreit ist.

(7) Die Stadt kann auf Antrag befristete, jederzeit widerrufliche Befreiungen von den Anfor-
derungender Absätze 2 bis 6 erleilen, wenn sich andernfalls eine nicht beabsichtigte
Härte für den Verpflichteten ergäbe und Gründe des öffentlichen Wohls der Befreiung

nicht entgegenstehen. Insbesondere kann die Stadt auf Antrag zulassen, dass Grund-,
Drainage- und Kühlwasser der Abwassoranlage zugeführt wird. Der Indirekteinleiter hat
seinem Antrag die von der Stadt verlangten Nachweise beizufügen.

(8) Die Stadt kann die notwendigen Maßnahmenergreifen, um

1. das Einleiten oder Einbringen von Abwasser oderStoffen zu vertindern, das unter
Verletzung der Absätze 1 und 2 erfolgt;

2. das Einleiten von Abwasserzu verhindern, dasdie Grenzwerte nach Absatz 3 richt
einhält.

58
Abscheideanlagen

(1) Abwasser mit Leichtflüssigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel- Heiz- oder Schmieröl sowie
fetthaltiges Abwasserist vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage in entspre-
chende Abscheider einzuleiten und dort zu behandeln. Fürfetthaltiges häusliches Ab-
wasser gilt dies jedoch nur, wenn die Stadt im Einzelfall verlangt, dass auchdieses Ab-
wasserin entsprechende Abscheidereinzuleiten und dort zu behandeln ist.

(2) Für die Einleitung von Niederschlagswasserkann von derStadt eine Vorbehandlung auf
dem Grundstück des Anschlussnehmers in einer von ihm zu errichtenden und zu betrei-



banden Abscheideanlage angeordnet werden, wenn der Verschmutzungsgrad des Nie-
derschlagswassers für die Stadt eine Pflicht zur Vorbehandlung auslöst.

(8) Die Abscheider und deren Betrieb müssen den einschlägigen technischen undrechtli-
chen Anforderungen entsprechen. Die Stadt kann darüber hinausgehende Anforderun-
gen an den Bau, denBetrieb und die Unterhaltung der Abscheiderstellen,sofern dies im
Einzelfall zum Schutz der öffentlichen Abwasseranlage erforderlich ist.

{4} Das Abscheidegut Ist in Übereinstimmungmit den abfallrecktlichen Vorschriften zu ent-
sorgen und darf der öffentlichen Abwasseranlage nicht zugeführt werden.

EL
‚Anschluss- und Benutzungszwang

{1} Jeder Anschlussberechtigte ist vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung
verpflichtet, sein Grundstück in Erfülung der Abwasserüberlassungspficht nach $ 58
Abs. 1 c LWG NRWandie öffentliche Abwasseranlage anzuschließen, sobald Abwasser
auf dem Grundstück anfällt (Anschlusszwang).

 

(2) Der Anschlussnehmerist vorbehaltlich der Einschränkungenin dieser Satzung veipflich-
tet, das gesamte auf seinem Grundstück anfallende Abwasser (Schmutzwasser und
Niederschlagswasser) in die öffentiche Abwasseranlage einzuleiten (Benutzungs-
Zwang), um seine Abwasserüberlassungspfücht nach $ 53 Abs. 1 c LWG NRWzu erfül-
len.

(8) Ein Anschluss- und Benutzungszwangbesteht nicht, wenn die in $ 51 Absatz 2 Satz 1
LWG NRW genannten Voraussetzungenfür in landwirtschaftlichen Betrieben anfallen-
des Abwasser oder für zur Wärmegewinnung benutztes Abwasservorliegen. Das Vor-
liegen dieser Voraussetzungenist der Stadt nachzuweisen.

{4) Unabhängig vom Vorliegen der in Absatz 3 erwähnten Voraussetzungenist das häusli-
che Abwasser aus landwirischaftlichen Betrieben an die öffentliche Abwasseranlage an-
zuschließen und dieser zuzuführen. Die Stadt kann in begründeten Einzelfällen auf An-
trag Ausnahmenzulassen, sofern dies nicht zu Beeinträchtigungen des Wohls dar All-
gemeinheit führt.

(6) DerAnschluss- und Benutzungszwang besteht auchfür das Niederschlagswasser. Die-
ses gilt nicht in den Fällen des $ 5 Absätze 2 und 3 dieser Satzung.

(6) In den im Trennsystem entwässerten Bereichen sind das Schmutz- und das Nieder-
schlagswasserden jeweils dafür bestimmten Anlagenzuzuführen.

(7) Bei Neu- und Umbauten muss das Grundstück vor der Benutzung der baulichen Anlage
andie öffentliche Abwasseranlage angeschlossensein. Ein Zustimmungsverfahron nach
$ 14 Absatz 1 ist durchzuführen.

(&) Entsteht das Anschlussrecht erst nach der Errichtung einer baulichen Anlage, so ist das
Grundstück innerhalb vondrei Manalen anzuschließen, nachdem durch öffentliche Be-
kanntmachung oder Mitteilung an den Anschlussberechtigten angezeigt wurde, dass das.
Grundstück angeschlossen worden kann.

10



in

@

10}

e

s10
Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang für Schmutzwasser

Der Grundstückseigentümer kann auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang für
Schmutzwasser ganz oderteilweise befreit werden, wenn ein besonders begründetes
Interesse an einer anderweitigen Beseitigung oder Verwertung des Schmulzwassers
besteht und - insbesondere durch Vorlage einer wasserrechtlichen Erlaubnis nachge-
wiesen werden kann, dass eine Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit richt zu
besorgen ist.

Ein besonders begründetes Interesse im Sinne des Absatz 1 liegt nicht vor, wenn die
anderweitige Beseitigung oder Verwertung des Schmutzwassers lediglich dazu dienen
soll, Gebühren zu sparen.

sn
Nutzung des Niederschlag

swassers

Beabsichtigt der Grundstückseigentümer die Nutzung des auf seinem Grundstück
anfallenden Niederschlagswassers als Brauchwasser, so hat er dies der Stadt anzu-

zeigen.

Sofern Niederschlagswasser als Brauchwasser der städlischen Kanalisation zuge-
führt wird, ist zwischender Druckstation und derersten Entnahmestelle ein vom städ-
tischen Abwasserwerk beraitgestellten Wassermesser auf Kosten des Anschluss-
nehmers zu installieren.

Als Brauchwasser genutzies Niederschlagswasser darf richt mit der Trinkwasserver-
sorgung netzmäßig verbunden werden.

Durch den Anschlussnehmer ist der Stadt auf Anforderung eine Unternehmer-/Sach-
verständigenbescheinigung vorzulegen, wonach die errichtete Brauchwassernut-
zungsanlage den öffenlich-rechtlichen Vorschriften, der jeweils gültigen Trinkwasser-
verordnung sowie den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

 

312
Besondere Bestimmungenfür öffentlichen Druckentwässerungsanlagen

und Druckentwässerungsneize

Führt die Stadt aus technischen oder wirtschaftlichen Gründen die Entwässerung
mittels einer öffentichen Druckentwässerungsanlagen oder eines Druckentwässe-
Tungsnetzes durch, so kanrı sie in Anwendung des $ 1 Absatz 3 bestimmen, dass Tei-
Ie deröffentlichen Druckentwässerungsanlage oder des Druckentwässerungsnetzes
auf dem anzuschließenden Grundstück zu liegen haben. In diesen Fällen ist der
Grundstückseigentümer verpflichtet, entschädigungsfrei zu duklen, dass die Stadl auf
seinem Grundstück eine für die Entwässerung ausreichend bemessene Druckstation
sowie die dazugehörige Druckleitung irstalliert, unterhält und ggf. erneuert. Die erfor-
derlichen Erdarbeiten auf dem Grundstück zwischen Pumpstation und der Grund-
stücksgrenze (außerhalb des öffentlichen Verkehrsraumes) werden durch die Stadt
auf Kosten des Anschlussnehmers veranlasst.
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(&} Die Entscheidung über Art, Ausführung, Bemessung und Lage der Druckentwässe-
rungsanlagetrifft die Stadt. Die Druckstation und dis Druckleitung dürfen nicht über-
baut werden. Die Stadt ist berechtigt, die Druckpumpe anı das häusliche Stromnetz
auf dem angeschlossenen Grundstück zu Lasten des Anschlussnehmers anzuschlie-
Ben. Die Stromkosten für den Betrieb der Pumpoträgt dor Anschlussnohmer.

(8) Der Anschluss erfolgt direkt vom Hauptzähler aus und ist mit einem 0,5 mA Fi-
Schutzschalter, einem 3-poligen 16 A Q-Sicherungsautomat und einem 5 * 2,5 An-
schlusskabel auszuführen.

(4) Die Druckstation sowie die dazugehörige Druckleitung werden nach ihrer Ferligstel-
ung ohne besonderen Widmungsakt Bestandteil dor öffentlichen Abwasseranlage.

 

{5) Der Pumpenschacht, die Steuereinheit sowie die Be- und Entlüftungssysteme müs-
senjederzeit frei zugänglich urd zu öffnen sein. Eine Überbauung oder Bepflanzung
dieser Einrichtungenist unzulässig.

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für private Druckleitungen mit Anschluss an die öf-
fentiche Abwasseranlage außerhalb von Druckentwässerungsnetzen.

813
Ausführung von Anschlussleitungen

(1) Jedes anzuschließende Grundstückist unterirdisch mit einer eigenen Anschlussleitung
und ohne technischen Zusammenhang mit den Nachbargrundstücken an die öffentliche
‚Abwasseranlage anzuschließen. In Gebieten mit Mischsystem ist für jedes Grundstück
eine Anschlussleitung, in Gebieten mit Trennsystem je eine Anschlussleitung für
Schmuiz- und für Niederschlagswasser herzustellen. Auf Antrag können mehrere An-
schlussleitungen verlegt werden. Die Stadt kann den Nachweis über den ordnungsge-
mäßenAnschluss andie öffentliche Abwasseranlage im Rahmen des Zustimmungsver-
fahrens nach $ 14 dieser Satzung verlangen.

(@} Wird ein Grundstück nach seinem Anschluss in mehrere selständige Grundstücke ge-
teilt, so git Absatz 1 für jedes der nzu entstehenden Grundstücke. Die Kosten der Her-
stellung eines solchen nachträglichen Anschlussesträgt der Anschlussnehmer.

(8) Der Grundstückseigentümer hat sich gegen Rückstau von Abwasser aus dem öffenti-
chen Kanalzu schützen. Hierzu hat er Ablaufstellen unterhalb der Rückstauebene dureh
funktionstüchtige Rückstausicherungen gemäß den allgemein anerkannten Regeln der
Technik einzubauen. Die Rückstausicherung muss jederzeit zugänglich sein.

(4) Bei der Neuerrichtung von Anschlussleitungen auf einemprivaten Grundsläck hal der
Grundstückseigentümer geeignete Inspektionsöffnungen oder Kontrollschächte auf sei-
nem Grundstück außerhalb des Gebäudes einzubauen. Wird die Anschlussleitung er-
neuerl oder verändert, so hal der Grundstückseigentümer nachträglich eine geeignete
Inspektionsöffnung oder einen Kontrollschacht auf seinem Grundstück einzubauen,
wenn diese/dieser zuvorricht eingebaut worden war. In Ausnahmefällen kann auf An-
trag des Grundstückseigentümers von der Errichtung einer Inspektionsöffnung bzw. ei-
nesKontrollschachtes außerhalb des Gebäudes abgesehen werden. Die Inspektionsöff-
nung bzw. der Kontrollschacht muss jederzeit frei zugänglich und zu öffnen sein. Eine
Überbauung oder Bepflanzung der Inspektionsöffnung bzw. des Kontrollschachtes ist
unzulässig.
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{5) Die Anzahl, Führung, lichte Weite urd technische Ausführung der Anschlussleitungen
und der Inspektionsöffnungenbzw. Kontrollschächte bestimmt der Grundstückseigentü-
mer unter Beachtung der allgemein anerkannten Regeln der Technik und unter Beach-
tung der technischen Vorgabender Stadt. Die Lage der letzten Inspektionsöffnung bzw.
des Kontrollschachtes am Ende der Hausanschlussleitung in Fließrichtung gesehen be-
stimmt die Stadt. Die letzte Inspektionsöffnung bzw. der letzte Konirollschacht am Ende
der Hausanschlussleitung in Fließrichtung gesehenist grundsätzlich in der Nähe der
Grundslücksgrenze anzuordnen.

(6) Die Herstellung, Emeuerung, Veränderung, Sanierung und Beseitigung sowie die Iau-
fende Unterhaltung der gesamten abwasserführenden Anlagen und haustechnischen
Abwasseranlagen auf dem anzuschließenden Grundstück bis zur Grundstücksgrenze
führt der Grundstückseigentümer auf seire Kosten durch. Die Hausanschlussleitung ist

in Abstimmung mit der Stadt nach dessentechnischen Vorgaben zu erstellen.

(7) Besteht für die Ableitung des Abwassers kein natürliches Gefälle zur öffentlichen Ab-
wasseranlage, so kann die Gemeinde von dem Grundstückseigentümer zur ordnungs-
gemäßen Entwässsrung des Grundstücks den Einbau und den Betrieb einer Hebeanla-
ge verlangen. Die KostenIrägl der Grundslückseigenlümer.

 

(8) Auf Antrag können zwei odermehrere Grundstücke durch eine gemeinsame Anschluss-
leitung entwässert werden. Die Benutzungs- und Unterhallungsrechle sind dinglichim
‚Grundbuchabzusichern.

(9) Werden an Straßen, in denen noch keine öffertliche Abwasseranlage vorhardenist,
Neubautenerrichtet oder Nutzungenvorgenommen, die einen Abwasseranfall nach sich
ziehen, hat der Grundstückseigentümerauf seinem Grundstück Anlagenfür einen späte-
ren Anschlussin Abstimmungmit der Gemeinde auf seine Kosten vorzubereiten.

814
Zustimmungsverfahren

{1} Die Herstellung oder Änderung des Anschlusses bedarf der vorherigen Zustimmungder
Stadt. Diese ist rechtzeitig, spätestens Jedoch vier Wochen vor der Durch'ührung der
‚Anschlussarbeiten zu beantragen. Besteht Anschluss- und Benutzungszwang an die öf-
fentliche Abwasseranlage,gilt der Antrag mit der Aufforderung der Stadt den Anschluss
vorzunehmen,als gestellt. Eine Zustimmung wird erst dann erteilt, wenn eine Abnahme
des Anschlusses durch die Stadt an der offenen Baugrube erfolgtist

(2) Den Abbrucheinesmit einem Anschluss versehenen Gebäudeshat der Anschlussneh-
mer eine Woche vor der Außerbeiriebnahme des Anschlusses der Stadt mitzuteilen.
Diesesichert die Anschlussleitung auf Kosten des Anschlussnehmers.

 

815
Dichtheitsprüfung bel privaten Abwasserkeitungen

(1) Für die Diehtheitsprüfung privater Abwasserleitungen gelten die Bestimmungen des &
61 a Abs. 3 bis Abs. 7 LWG NRW. Für welche Grundstücke und zu welchem Zait-
Punkt eine Dichtheitsprüfung bei privaten Abwasserleitungen durchzuführenist, eıgibt
sich aus $61 a Abs. 3 bis 6 LWG NRW sowie einer gesonderten Satzung der Stadt.
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(2) Die Dichtheitsprüfungen dürfen nur durch Sachkundige nach $ 61 a Abs. 6 LWG
NRW durchgeführt werden.

(8) Darüber hinaus isl der Anschlussnehmer verpflichtet, eine von der Stadt durehgeführ-
te Überprüfung zu dulden, wenn der Verdacht einer Undichtheit oder eines anderen
Mangels bestaht. Wird sine Undieftheit oder ein anderer Mangel fosigostellt, hat der
Anschlussnehmor die gesamten Kosten der Überprüfung zu tragen, im anderenFall
werdendie Kosten vonderStadt geiragen.

s16
Indirekteinleiter-Kataster

(1) Die Gemeindeführt ein Kataster über Indirekteinleitungen, deren Beschaffenheit erheb-
lich vom häuslichen Abwasserabweicht.

(2) Bei Indirekteinleitungenim Sinne des Absatz 1 sind der Stadt mil dem Antrag nach $ 14
Absatz 1 die abwassererzeugsnden Betriebsvorgänge zu benennen. Bei bestehenden
Anschlüssenhat dies innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieser Satzung zu
geschehen. Auf Verlangenhat der Indirekteinleiter der Stadt Auskunft über die Zusam-
mensetzung des Abwassers, den Abwasseranfall und die Vorbehandlung des Abwas-
sers zu erteilen. Soweit es sich um genehmigungspfchtige Indirekteinleitungen im Sin-
ne des $ 58 WHG handelt, genügt in der Regel die Vorage des Genehmigungsbeschei-
des der zuständigen Wasserbehörde.

817
‚Abwasseruntersuchungen

(1) Die Stadtist jederzeit berechtigt, Abwasseruntersuchungen vorzunehmenodervorneh-
men zu lassen. Sie bestimmt die Entnahmestellen sowie Art, Umfang und Turnus der
Probenahmen.

(@) Die Kosten für die Untersuchungen trägt der Anschlussnehmer,falls sich herausstellt,
dass ein Verstoß gegen die Benutzungsbestimmungendieser Satzung vorliegt.

318
‚Auskunfts- und Nachrichtenpflicht; Betretungeracht

(1) Der Grundstückseigentümerist verpflichtet, der Stadt auf Verlangen die für den Vollzug
dieser Satzung erforderlichen Auskünfte über Bestand und Zustand der haustechni-
schen Abwasseranlagen und der Hausanschlussleitung zu erteilen.

Anschlussnehmer und die Indirekteinleiter haben die Stadt unverzüglich zu benach-
Fichtigen, wenn

 

@

1. derBetrieb ihrer haustechnischen Abwasseranlagen durchUmstände beeinträchtigt
wird, die auf Mängel der öffentlichen Abwasseranlage zurückzuführen sein können
(2.B. Verstopfungen von Abwasserleitungen, Belriebsstörung der Pumpstation im
Drucksystem,
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2. Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage geraten sind oder zu geraten drohen, die
den Anforderungennach $ 7 richt entsprechen,

3. sich Art oder Mengedes anfallenden Abwassers erheblich ändert,

4. sich die der Mitteilung nach $ 16 Absatz 2 zugrunde liegendenDaten erheblich än-
dern,

5. für ein Grundstück die Voraussetzungen des Anschluss- und Benutzungsrechtes
entfallen.

(9) Bedienstete der Stadt und Beauftragte der Stadt mit Berechtigungsausweis sind berech-
tigt, die angeschlossenen Grundstücke zu betreten, soweit dieses zum Zweck derErfül-

lung der gemeinglichen Abwasserbeseiligungspficht oder zum Vollzug dieser Satzung
erforderlich ist. Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten haben das Betreten von
Grundstücken und Räumenzu dulden und ungehindert Zutrit zu allen Anlageteilen aut
den angeschlossenen Grundstücken zu gewähren. Das Betretungsrecht gilt nach $ 53
Abs. 4 a Satz 2 LWG NRW auchfür Anlagen zur Ableitung von Abwasser, dass der
Stadt zu überlassen ist. Die Grundrechte der Verpflichteten zu sind beachten.

513
Haftung

{f) Der Anschlussnehmer und derIndirekteinleiter haben für eine ordnungsgemäße Benut-
zung der haustechnischer Abwasseranlagen nachden Vorschriften dieser Satzung zu
sorgen. Sie haften für alle Schäden und Nachteile, die der Stadt infolge eines mangel-
haften Zustandes oder einer satzungswidrigen Benutzung der haustschnischen Abwas-
seranlagenoderinfolge einer satzungswidrigen Benutzung der öffentlichen Abwasseran-
lage enistehen.

(2) In gleichem Umfang hat der Ersatzpflichtige die Stadt von Ersatzansprüchen Drilter frei-
zustellen.

 

(8) Die Stadt haftet nicht für Schäden,die durch höhere Gewalt hervorgerufen werden.Sie
haftet auch richt für Schäden, die dadurch entstehen, dass die vorgeschriebenen Rück-
stausicherungennicht vorhandensind oder nicht ordnungsgemäß furktionieren.

520
Berechtigte und Verpflichtete

{1) Die Rechte und Pflichten, die sich aus der Satzung für Grundstückseigentümer ergeben,
gelten entsprechend für Erbbauberechtigte und sonstige zur Nuizung des Grundstücks
dinglich Berechtigte sowio für die Träger der Baulast von Straßen, Wegen und Plätzen
innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile.

(2) Darüber hinaus gelten die Pflichten, die sich aus dieser Satzung für die Bonutzungdor
öffentlichen Abwasseranlage ergeben, für jeden, der

1._ berechtigt oder verpflichtet ist, das auf den angeschlossenen Grundstücken anfal-
lende Abwasser abzuleiten (also insbesondere auch Pächter, Mieter, Untermieter
etc.)
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2.

oder

der öffentlichen Abwasseranlage tatsächlich Abwasserzuführt.

(8) Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner.

521
Ordnungswidrigkeiten

{1} Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen

1. $ 7 Absatz 1 und 2
‚Abwässer oder Stoffe in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder einbringt, de-
ren Einleitung oder Einbringung ausgeschlossen ist.

 

$ 7 Absatz 3 und 4
‚Abwasser über den zugelassenen Volumenstrom hinaus einleitet oder Hinsichtlich
der Beschaffenheit und der Inhaltsstoffe des Abwassers die Grenzwerte nicht einhält
oderdas Abwasser zur Einhaltung der Grenzwerte verdünnt oder vermischt.

$ 7 Absatz 5
‚Abwasser ohne Einwiligung der Gemeinde auf anderen Wegenals über die An-
schlussleitung eines Grundstückes in die öffentliche Abwasserankage einleitet.

88
‚Abwasser mit Leichtflössigkeiten wie Benzin, Benzol, Diesel-, Heiz- oder Schmieröl
sowie fetthalliges Abwasser vor der Einleitung in die öffentliche Abwasseranlage
nicht in entsprechende Abscheider einleitet oder Absoheider nicht oder nicht ord-
nungsgemäß einbaut oder betreibt oder Abscheidergut richt in Übereinstmmung
mit den abfallrechtlichen Vorschriften entsorgt oder Abscheidergutder öffentlichen
‚Abwasseranlage zuführt

$9 Absatz2
das Abwassernicht in die Öffentliche Abwasseranlage einleitet.

8.9 Absatz 6
in den im Trennsysiem entwässerlen Bereichen das Schmutz- und das Nieder-
schlagswasser nicht den jeweils dafür bestimmten Anlagen zuführt.

$ 9 Absatz 8
nicht innerhalb von drei Monaten nach öffentlicher Bekanntmachung oder Mitteilung
an den Anschlussberechtigten an die öffentliche Abwasseranlage anschließt,

$ 11 Absatz 1 bis 4
auf seinem Grundstück anfallendes lerschlagswasser als Brauchwasser nutzt,
ohne dies der Stadt angezeigt zu haben, Brauchwasser der städtischen Kanalisati-
on zuführt, die Brauchwassernutzungsanlage mit dem Netz der Trinkwesserversor-
gung verbindet und keine Unternehmer-/Sachverständigenbescheinigung über die
errichtete Brauchwassernutzungsanlage der Stadt vorlegt.

 

$ 12 Absatz 2
die Druckstation oder die Druckleitung überbaut,

10. $ 12 Absatz 5



gen Pumpenschacht, die Steuereinheit sowie die Be- und Entlüftungssystemenich:
frei zugänglich hält bzw. überbaut,

11. 818 Absatz 4
keine geeigneten Inspekionsöffnungen oder Kontrollschächte errichtet oder die
vorhandenen Inspektionsöffnungenoder Kontrollschächte nicht frei zugänglich hält,

12. & 14 Absatz 1

den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage ohne vorherige Zustimmung der
Gemeindeherstellt oder ändert.

13. $ 14 Absatz 2
den Abbruch eines mit einem Anschluss versehenen Gebäudes nicht odernicht
rechtzeitig der Stadt mitteilt.

14. 915
Abwasserleitungen nicht nach $ 61 a Abs. 4 LWG NFIWbei deren Errichtung oder
‚Änderung oder bei bestehenden Abwasserleitungen bis zum 31.12.2015 auf Dich-
tigkeit prüfen lässt

 

15. 8 16 Absatz 2
der Stadt die abwassererzeugenden Betriebsvorgängenicht oder nicht rechtzeitig
benenntoderein entsprechendes Verlangen der Stadt hin keine oder nur eine unzu-
reichende Auskunft Über die Zusammensetzung des Abwassers, den Abwasseran-
fall und die Vorbehandlung des Abwassers erteilt

16. & 18 Absatz 3
die Bediensteten der Stadt oder die durch die Stadt Beauftragten mit Berechti-
gungsausweis daran hindert, zum Zweck der Erfüllung der gemeindlichen Abwas-
serbeseitigungspflicht oder zum Vollzug dieser Satzung die angeschlossenen
Grundstücke zu betreten, oder diesem Personenkreis nicht ungehinderten Zutritt zu
allen Anlageteilen auf den angeschlossenen Grundstücken gewährt.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer unbefugt Arbeiten an der öffentlichen Abwasser-
anlage vornimmt, Schachtabdeckungen oder Einlau'roste öffnet, Schieber bedient
oderin einen Bestandteil der öffentlichen Abwasseranlage,etwa einen Abwasserka-
nal, einsteigt.

() Ordnungswidrigkeiten nach dem Absatz 1 und 2 werden mit einer Geldouße bis zu
50.000 € geahndet.

$2
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Entwäs-
serungssatzung der Stadt Waldbröl vom 26.10.1998 außer Kraft.
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Bekanntmachungsanordnung

Die Entwässerungssatzung der Stadt Waldbröl vom 07.07.2010 (Satzung über die Entwäs-
serung der Grundstücke und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage) wird hiermit
öffentlich bekannt gemacht.

Es wird darauf hingewiesen, dass nach $ 7 Absatz 6 der Gemeindeordnungfür das Land
Nordrhein-Westfalen (60 NW)in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.7.1994 [GV NW
8. 666)in der zur Zeit gültigen Fassung die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschrif-
ten der Gemeindeordnungfür das Land Nordrhein-Westfalen beim Zustandekommendieses
Beschlusses nach Ablauf eines Jahres seit dieser öffentlichen Bekanntmachung nicht mehr
geltend gemacht werdenkann, essei denn,

1. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgesohriebenes Anzeigeveriahren
wurde nicht durchgeführt,

2. die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oderder Flächennutzungsplan ist
nicht ordnungsgemäßbekannt gemacht worden,

3. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet,

4. der Form- oder Verfahrensmangelist gegenüber der Stadt Waldbröl vorher gerügt und
dabei die verletzte Rechtsvorschrift über die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel
ergibt.

 

Waldbröl, der 08.07.2010

Gez:Koester
Bürgermeister
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Der Burgermeisker Beschlussvorlage

® Bereich: Finanzen Sachbearbeiter: Herr Garzen
Az. Datum: 29.05.2020

T, Abrrarı Pl Zansemane |(dr 7906 zb Move Goasene
Fachbereichsleiter ‚Sachbearbeiterin/”,

 Beratungsfolge Top Beratungsergebnis noe termin 3a Nein Enih.
Rot 3 10.06.2026 
 

        
 

Sachstand zur Umsetzung der Investitionen des Jahres 2020 und derübertragenen
Investitionen aus 2019
hier: Antrag der CDU-Fraktion,hier eingegangen am 28.05.2020, „Investitionen In die

Gemeinde Welver beschleunigen, um Arbeit und Beschäftigung zu sichern!“

Sachdarstellung zurSitzung am 10.06.2020:

- Siehe beigefügten Antragl-

Die Corona-Pandemiestellt die öffentlichen Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland
und in Nordrhein-Westfalen sowie in jeder unserer Kommunen vor große Herausforderun-
gen.

Um eine erneute finanzielle Schieflage der Kommunen nachder Finanz- und Wirtschaftskri-
se der Jahre 2008ff. abzumildern und deren Handlungsfähigkeit auch perspektivisch abzusi-
chern, hat das Landeskabinett Nordrhein-Westfalen am 31. März 2020 einen Acht-Punkte-
Plan zum Schutz der Kommunen in Nordrhein-Vestfalen im Zusammenhang mit der Aus-
breitung von SARS-CoV-2 beschlossen:
1. Isolierung der Corona-bedingten Schädenin den kommunalen Haushalten
2. „Sonderhifengesetz Stärkungspakt‘ zur Unterstützung der am Stärkungspaktteilneh-

menden Kommunen
3. Änderung desKrediterlasses des Landes Nordrhein-VVestfalen
4. Sicherstellung der Versorgung der Kommunen mit Liquidität über die landeselgene För-

derbank NRW.BANK
5. Zugang zu Bürgschaften und günstigen Darlehenskonditionen für bisher vom Bundes-

Rettungsschirm nicht erfasste öffentliche Verkehrsinfrastrukturgesellschaften, Kranken-
häusern u.a.

6. Weitere Erleichterungenin den kommunalen Vergabegrundsätzen, damit Investitionsmit-
tel zügiger in die Märkte zur Absicherung von Wirtschaft und Beschäftigung gegeben
werden können

7. Eintreten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für vergaberechtliche Erleichterun-
‚gen oberhalb der EU-Oberschwellen

8. Antelliger liquiditätswirksamer Ausgleich Corona-bedingter Schäden aus dem NRW-
Rettungsschirm

 



Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat zur Umsetzungder Ziffern 4 und 5 des obigen
Kabinettbeschlusses am 21. April 2020 den Entwurf für einen Zweiten Nachtragshaushalt
2020 mit der beabsichtigten Übernahme von Haftungsfreistellungen für die landeseigene
Förderbank NRW.BANKin Höhe von 10 Milliarden Euro beschlossen und diesen dem Land-
tag zur weiteren Beratung und Beschlussfassung übersandt.

Zur Umsetzung derZiffer 6 des obigen Kabinetibeschlusses hat die Landesregierung Nord-
rhein-Westfalen am 14. April 2070 einen Erlass über die Anwendung der kommunalen
Vergabegrundsätze in Zeiten der Auswirkungen von SARS-CoV-2 veröffentlicht.

Weitere Gesetzentwürfe zur Umsetzung des Acht-Punkte-Plans werden aktuell auf Landes-
‚ebeneberaten.

Bereits in der Ratssitzung am 27.05.2020 wurde verwaltungsseitig mitgeteilt, dass für die
reguläre Ratssitzung am 24.06.2020 Informationen zur Haushaltssituation der Gemeinde
Welver, bedingt durch die Corona-Krise, vorgesehen waren.

Diese Informationen werdenzur Zeit verwaltungsseitig erstellt und könnenbereits in der
Sondersitzung am 10.06.2020 vorgestellt werden.

Beschlussvorschlag:

Dazuerst die Vorstellung der Informationenerfolgen muss, wird verwaltungsseitig kein Be-
schlussvorschlag unterbreitet.



 

Fraktion im Rat der Gemeinde Welver

Gemeinde Welver

Der Bürgermeister

Am Markt 4

59514 Welver Welver, Mai 2020

Ratssitzung am 10.06.2020

Sehr gechrter Herr Bürgermeister,

hiermit beantragt die CDU-Fraktion im Rat der Gemeinde Welver, nachfolgenden

Tagesardnungspunktin die Tagesordnung der nächsten Ratssitzung aufzunehmenundbittet um
Beratung undBeschlussfassung:

  ionenin die Gemeinde Welver beschleunigen, um Arbeit und Beschäftigung zu sichern!”

Beschlussvorschlag

Der Rat der Gemeinde Welver beauftragt die Verwaltung, die im Haushaltsplan 2020 vorgesehenen
Investitionenin die Kindertageseinrichtungen, Schulen und die weitere Infrastruktur zu
beschleunigen, um vor Ort dafür Sorge zu tragen, dass Arbeit und Beschäftigung in Zeiten der
Corona-Pandemie gesichert werden und so heute der Grundstein für das Leben, Wirtschaften und
‚Arbeiten von morgen gelegt wird

  

Die Verweltung mögebis zur nächsten Ratssitzung am 24.06. einen Überblick über die zeitliche

Realisierung der im Haushalt 2020 vorgesehenen Investitionen geben sowie die noch rückständigen

Maßnahmenaus denVorjahren.



Begründung

Das Coronavirus SARS-CoV-2 hat sich binnen kurzer Zeit weltweit verbreitet. Bürgerinnen und Bürger

sind genauso wie Unternehmenunmittelbar wie mittelbar betroffen. Die Pandemie hat nahezu alle

Bereiche unserer Gesellschaft erfasst und erfordert staatliche Maßnahmenin erheblichem Umfang,

 

Zur Bewältigung der direkten undindirekten Folgen der Auswirkungendieser Pandemie hat der

Landtag Nordrhein-Westfalen am 24. März 2020 ein umfassendes Maßnahmenpaket mit dem

Nachtragshaushaltsgesetz 2020 und dem NRW-Rettungsschirmgesetz über 25 Milliarden Euro

beschlossen.

Am darauffolgenden Tag, dem 25. März 2020, hat der Deutsche Bundestag einen Nachtragshaushalt

für das Jahr 2020 sowie das Wirtschaftsplanslabilisierungsfondsgesetz beschlossen.Zugleich hat der

Deutsche Bundestag das Vorliegen einer außergewöhnlichen Notsituation im Sinne von Artikel 115

Absatz 2 Satz 6 GG festgestellt.

Die MaßnahmendesLandes Nordrhein-Westfalen und des Bundes zielen darauf ab, Maßnahmenzu

rgreifen, die die Wirtschaft und den Arbeitsmarkt sowie Bürgerinnen und Bürgern - und damit.

etztlich unsere Gesamtgesellschaft - In dieser außergewöhnlichen Notsituation stützen und die

Folgen abmildern. Nebendendirekten staatlichen Hilfen in Form von neugeschaffenen oder

ausgeweiteten Sozialleistungenfür Bürgerinnen und Bürger oder der Sofortliquidität für Solo

Selbstständige sowie Kleinst- und Kleinunternehmenist der Weg zu Bürgschaften und günstigen

Darlehenskonditionen zur Sicherung der Überlebensfähigkeit von Unternehmeneröffnet, um so jetzt

den Grundstein für das Leben, Wirtschaften und Arbeiten von morgen zu legen.

 

Dazu können wir in der Gemeinde Welver einen weiteren entscheidendenBeitrag leisten: Um

"Arbeit und Beschäftigung abzusichern, bedarf es dringend einer Beschleunigung der mit dem

Haushalt 2020 vorgesehenen Investitionen und deren Vergaben.

  

Unsere Gemeinde Welver hat die Maßnahmen des Landes Nordrhein-Westfalen und des Bundes
durch zusätzliche - im eigenen Zuständigkeitsbereich liegende - steuerpolitische Maßnahmen
unterstützt. Das ist richtig so! Darüberhinaus sind wir als Kommune auch direkt von Schließungen
öffentlicher Einrichtungenin Verbindung mit Mindererträgen im Haushalt und Mehraufwendungen
im Zuge der Corona-Pandemie belastet.

 

Doch dies darf nicht dazu führen, dass dringend notwendige Investitionen in unsere öffentliche
Infrastruktur verzögert in die Märkte kommen: Unsere Gemeinde kann einen entscheidenden Beitrag

dazu leisten, dass es keine Krise nach der Krise gibt.

Umdie nachhaltige Entwicklung unserer Gemeinde voranzubringen,ist es außerdem von immenser
Bedeutung, dass erforderliche Planverfahren - sei es und / oder Bebauungspläne - zügig umgesetzt

und abgeschlossen werdenkönnen, damit Raum für Investitionen zur Verfügungsteht.

Um eine erneutefinanzielle Schieflage der Kommunennach derFinanz- und Wirtschaftskrise der
Jahre 2008 ff. abzumildern und deren Handlungsfähigkeit auch perspektivisch abzusichern,hat das
Landeskabinett Nordrhein-Westfalen am 31. März 2020 einen Acht-Punkte-Plan zum Schutz der
Kommunen in Nordrhein-Westfalen im Zusammenhang mit der Ausbreitung von SARS-CoV-2
beschlossen:1. Isolierung der Corona-bedingtenSchäden in den kommunalen Haushalten. 2.
Sonderhilfegesetz „Stärkungspaktgesetz“ zur Unterstützung der am Stärkungspakt teilnehmenden

Kommunen. 3. Änderung des Krediterlasses des Landes Nordrhein-Westfalen. 4. Sicherstellung der
Versorgung der Kommunen mit Liquidität über die landeseigene Förderbank NRW.BANK.

 



5. Zugang zu Bürgschaften und günstigen Darlehenskonditionen für bisher vom Bundes

Rettungsschirm nicht erfasste öffentliche Verkehrsinfrastrukturgesellschaften, Krankenhäuser u.a. 6.

"Weitere Erleichterungen in den kommunalen Vergabegrundsätzen, damit Investitionsmittel zügiger

in die Märkte zur Absicherung von Wirtschaft und Beschäftigung gegeben werden können. 7.

Eintreten der Landesregierung Nordrhein-Westfalen für vergaberechtliche Erleichterungen im EU-

Oberschwellen-Bereich). 8. Anteiliger liquiditätswirksamer Ausgleich Corona-bedingter Schäden aus

dem NRW Rettungsschirm.

Diese Maßnahmensetzt die Handesregierung Nordrhein-Westfalen nun nach undnach um

-

inklusive

eines anteiligen liquiditätswirksamen Ausgleichs Corona-bedingter Schäden aus dem 25Milliarden-

Euro-schweren NRW-Rettungsschirm.

 

Mit einer schnelleren Umsetzung von kommunalenInvestitionsvorhaben und dem Schaffen von

räumlichen Grundlagenfür eine nachhaltige Stadtentwicklung könnenwir unserer Verantwortung als

Rat. der Gemeinde Welver gerecht werden, um gemeinsam mit dem Land Nordrhein-Westfalen und

dem Bunddafür Sorge zu tragen, dass heute der Grundstein für das Leben, Wirtschaften und
Arbeiten von morgen gelegt werden wird

 

Mit freundlichen Grüßen

gez. Michael Schulte

CDU-Fraktionsvorsitzender


